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Beschlussvorschläge  
des Vorstands und des Aufsichtsrats 
 
 

für die 118. ordentliche Hauptversammlung 
am Donnerstag, dem 27. März 2025, um 10:30 Uhr, MEZ, 

im Steiermarksaal/Grazer Congress, 8010 Graz, Schmiedgasse 2 
 
 

1. Vorlage des Jahresabschlusses samt Lagebericht und Corporate-Governance-
Bericht, des Konzernabschlusses samt Konzernlagebericht, des Vorschlags für die 
Gewinnverwendung und des vom Aufsichtsrat erstatteten Berichts für das 
Geschäftsjahr 2024 
Da die Vorlage der vorgenannten Unterlagen nur der Information der Hauptversammlung dient, 
wird es zu diesem Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung geben. 
Der Jahresabschluss 2024 ist bereits durch den Aufsichtsrat gebilligt und damit festgestellt 
worden. 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Beschlussvorschläge (6. März 2025) hat die 
Gesellschaft insgesamt 104.000.000 Stück Aktien ausgegeben. Die Gesellschaft hält aktuell 
(per 6. März 2025) 6.434.466 Stück eigene Aktien. Diese Aktien sind gemäß § 65 Abs 5 AktG 
nicht dividendenberechtigt. Die Zahl der dividendenberechtigten Aktien beträgt aktuell somit 
97.565.534 Stück Aktien. Die Zahl der von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien kann 
sich bis zum Zeitpunkt der Hauptversammlung noch verändern. Diesfalls wird der nachstehende 
Beschlussvorschlag an die zum Zeitpunkt der Hauptversammlung bestehende Anzahl an 
dividendenberechtigten Aktien angepasst.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, aus dem zum 31. Dezember 2024 ausgewiesenen 
Bilanzgewinn in Höhe von EUR 847.238.553,36  
 
1 eine Dividende in Höhe von EUR 2,60 pro dividendenberechtigter Aktie, das sind auf 

Basis der in Umlauf befindlichen Aktien insgesamt EUR 253.670.388,40 an die 
Aktionärinnen und Aktionäre auszuschütten und den  

 
2 verbleibenden Restbetrag von EUR 593.568.164,96 auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
Gemäß § 24 Abs 4 der Satzung ist die Dividende zehn Tage nach Beschlussfassung durch die 
Hauptversammlung zur Auszahlung fällig, falls die Hauptversammlung nichts anderes 
beschließt. Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, als Zahltag für die Dividende den 
3. April 2025 festzusetzen. Ex-Dividendentag ist der 31. März 2025. 
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3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 
Geschäftsjahr 2024 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2024 amtierenden 
Mitglieder des Vorstands für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2024 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2024 amtierenden 
Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

5. Beschlussfassung über die Festsetzung der Vergütung an die Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Aufsichtsratsvergütung für die von der 
Hauptversammlung gewählten Aufsichtsratsmitglieder gemäß § 15 der Satzung und § 98 AktG 
für das Geschäftsjahr 2024 wie folgt festzusetzen: 

 
1. Die jährliche Vergütung beträgt 

a) für den Vorsitzenden EUR 60.000,-- 
b) für die stellvertretende Vorsitzende EUR 45.000,-- 
c) für jedes weitere Mitglied des Aufsichtsrats EUR 30.000,-- 
d) für die Vorsitzende des Prüfungsausschusses zusätzlich EUR 15.000,--. 

 
Die oben angeführten Vergütungen sind Jahresbeträge, werden aber pro rata temporis 
ausbezahlt. 

 
2. Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält ein Sitzungsgeld in Höhe von EUR 2.500,-- je besuchter 

Sitzung. 
 

6. Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers sowie des Prüfers des 
Nachhaltigkeitsberichts für das Geschäftsjahr 2025 
(i) Der Aufsichtsrat schlägt vor, im Sinne einer Empfehlung des Prüfungsausschusses, die 

KPMG Austria GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Wien, zum 
Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 zu wählen. 
 

(ii) Der Aufsichtsrat schlägt vor, im Sinne einer Empfehlung des Prüfungsausschusses, die 
KPMG Austria GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, Wien, zum 
Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts für das Geschäftsjahr 2025 zu wählen, jedoch unter der 
Voraussetzung, dass der Nachhaltigkeitsbericht 2025 aufgrund gesetzlicher Vorschriften 
verpflichtend durch einen externen Prüfer zu prüfen ist. 
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Die EU-Richtlinie 2022/2464 Corporate Sustainability Reporting Directive (kurz CSRD) 
verpflichtet börsenotierte Unternehmen zur externen Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts.  
 
Diese EU-Richtlinie wurde durch den österreichischen Gesetzgeber am Tag der Erstattung 
dieses Beschlussvorschlags noch nicht in nationales Recht umgesetzt.  
Um eine spätere außerordentliche Hauptversammlung zur Bestellung eines Prüfers des 
Nachhaltigkeitsbericht für das Geschäftsjahr 2025 in jedem Fall zu vermeiden, soll in der 
kommenden Hauptversammlung ein entsprechender Beschluss gefasst werden.  
 

7. Wahl von zwei Personen in den Aufsichtsrat 
Mit Beendigung der kommenden ordentlichen Hauptversammlung läuft die Funktionsperiode 
von Dr. Wolfgang Bernhard als Mitglied des Aufsichtsrats ab. 
 
Weiters hat Dr. Alexander Isola erklärt, mit Beendigung der kommenden ordentlichen 
Hauptversammlung sein Mandat als Mitglied des Aufsichtsrats zurückzulegen. 
 
Gemäß § 10 Abs 1 der Satzung der ANDRITZ AG besteht der Aufsichtsrat aus mindestens drei, 
höchstens sechs von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern.  
 
Der Aufsichtsrat hat sich bisher, d.h. nach der letzten Wahl durch die Hauptversammlung, aus 
sechs von der Hauptversammlung gewählten Mitgliedern (Kapitalvertretern) und drei vom 
Betriebsrat gemäß § 110 ArbVG entsandten Mitgliedern zusammengesetzt. Von den sechs 
Kapitalvertretern sind vier Männer und zwei Frauen; von den Arbeitnehmervertretern sind zwei 
Männer und eine Frau. 
 
Sowohl auf Seiten der Kapitalvertreter als auch auf Seiten der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat wird die 30%-Quote gemäß § 86 Abs 7 AktG über das Mindestanteilsgebot schon 
bisher erfüllt. 
 
In der kommenden Hauptversammlung wären zwei Mitglieder zu wählen, um die bisherige Zahl 
wieder zu erreichen.  
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, diese zwei Mandate zu besetzen, sodass sich der Aufsichtsrat 
nach der Wahl in der Hauptversammlung am 27. März 2025 wieder aus sechs von der 
Hauptversammlung gewählten Mitgliedern zusammensetzt.  
 
Die ANDRITZ AG unterliegt dem Anwendungsbereich von § 86 Abs 7 AktG und hat das 
Mindestanteilsgebot gemäß § 86 Abs 7 AktG zu berücksichtigen.  
 
Ein Widerspruch gemäß § 86 Abs 9 AktG wurde weder von der Mehrheit der Kapitalvertreter 
noch von der Mehrheit der Arbeitnehmervertreter erhoben, sodass es daher nicht zur 
Getrennterfüllung, sondern zur Gesamterfüllung des Mindestanteilsgebots gemäß § 86 Abs 7 
AktG kommt. 
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Die nachfolgenden Wahlvorschläge des Aufsichtsrats wurden auf Grundlage der Anforderungen 
des § 87 Abs 2a AktG und des Corporate-Governance-Kodex abgegeben.  

 
Der Aufsichtsrat schlägt vor,  
 
Dr. Wolfgang Bernhard, Geburtsjahr 1960,  
und 
Dr. Barbara Steger, Geburtsjahr 1980, 
 
mit Wirkung ab Beendigung dieser Hauptversammlung in den Aufsichtsrat zu wählen, und zwar 
in Übereinstimmung mit § 10 Abs 2 der Satzung bzw § 87 Abs 7 AktG bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2028 beschließt. 

 
Die vorgeschlagenen Personen haben eine Erklärung gemäß § 87 Abs 2 AktG abgegeben, 
welche ebenfalls auf der Internetseite der Gesellschaft zugänglich ist, und insbesondere erklärt, 
dass  
 
3 sämtliche Umstände im Zusammenhang mit § 87 Abs 2 AktG offengelegt wurden und nach 

Beurteilung der vorgeschlagenen Person keine Umstände vorhanden sind, die die 
Besorgnis ihrer Befangenheit begründen könnten,  
 

4 sie wegen keiner gerichtlich strafbaren Handlung rechtskräftig verurteilt worden sind, 
insbesondere wegen keiner solchen, die gemäß § 87 Abs 2a S 3 AktG ihre berufliche 
Zuverlässigkeit in Frage stellt, und keine Bestellungshindernisse im Sinne von § 86 Abs 2 
und 4 AktG bestehen. 
 

Der Nominierungsausschuss des Aufsichtsrats hat diesen Vorschlag vorbereitet und bei der 
Erstattung des Vorschlags im Sinne von § 87 Abs 2a AktG auf die fachliche und persönliche 
Qualifikation der vorgeschlagenen Person sowie auf die fachlich ausgewogene 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats geachtet und Aspekte der Diversität des Aufsichtsrats im 
Hinblick auf die Vertretung beider Geschlechter und die Altersstruktur sowie die Internationalität 
der Mitglieder angemessen berücksichtigt.  
 
Die Hauptversammlung ist bei der Wahl in nachstehender Weise an Wahlvorschläge gebunden: 
Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern samt den Erklärungen gemäß § 87 Abs 2 
AktG für jede vorgeschlagene Person müssen spätestens am 20. März 2025 auf der 
Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht werden, widrigenfalls die betreffende Person 
nicht in die Abstimmung einbezogen werden darf. Dies gilt auch für Wahlvorschläge von 
Aktionärinnen und Aktionären gemäß § 110 AktG, welche der Gesellschaft in Textform 
spätestens am 18. März 2025 zugehen müssen. 
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8. Beschlussfassung über den Vergütungsbericht 
Der Vorstand und der Aufsichtsrat einer börsennotierten Gesellschaft haben einen klaren und 
verständlichen Vergütungsbericht für die Bezüge der Vorstandsmitglieder und der 
Aufsichtsratsmitglieder gemäß § 78c iVm § 98a AktG zu erstellen.  

  
Dieser Vergütungsbericht hat einen umfassenden Überblick über die im Lauf des letzten 
Geschäftsjahrs den aktuellen und ehemaligen Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats 
im Rahmen der Vergütungspolitik (§ 78a iVm § 98a AktG) gewährte oder geschuldete 
Vergütung einschließlich sämtlicher Vorteile in jeglicher Form zu bieten. 

 
Der Vergütungsbericht für das letzte Geschäftsjahr ist der Hauptversammlung zur Abstimmung 
vorzulegen. Die Abstimmung hat empfehlenden Charakter (§ 78d Abs 1 AktG). Der Beschluss 
ist nicht anfechtbar (§ 78d Abs 1 AktG). 

  
Der Vorstand und der Aufsichtsrat der ANDRITZ AG haben in der Sitzung vom 5. März 2025 
einen Vergütungsbericht gemäß § 78c iVm § 98a AktG beschlossen und einen 
Beschlussvorschlag gemäß § 108 Abs 1 AktG gemacht.  

  
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024, wie 
dieser auf der im Firmenbuch eingetragenen Internetseite zugänglich gemacht wird, zu 
beschließen. 

  
Der Vergütungsbericht ist diesem Beschlussvorschlag als Anlage ./1 angeschlossen. 
 

9. Beschlussfassung über die Vergütungspolitik 
Der Aufsichtsrat einer börsenotierten Gesellschaft hat die Grundsätze für die Vergütung der 
Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats gemäß § 78a iVm § 98a AktG zu erarbeiten 
(Vergütungspolitik). 
 
Die Vergütungspolitik für die Grundsätze der Vergütung der Mitglieder des Vorstands und des 
Aufsichtsrats wurde zuletzt der Hauptversammlung vom 24. März 2021 zur Beschlussfassung 
vorgelegt. 
 
Die Vergütungspolitik ist der Hauptversammlung mindestens in jedem vierten Geschäftsjahr 
(sowie bei jeder wesentlichen Änderung) zur Abstimmung vorzulegen.  
 
Die Abstimmung in der Hauptversammlung über die Vergütungspolitik hat empfehlenden 
Charakter. Der Beschluss ist nicht anfechtbar (§ 78b Abs 1 AktG). 
 
Der Aufsichtsrat hat einen Vorschlag zur Beschlussfassung über die Vergütungspolitik gemäß 
§ 108 Abs 1 AktG zu machen.  
  

https://www.jusline.at/gesetz/aktg/paragraf/78a
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Dieser Beschlussvorschlag des Aufsichtsrats und die Vergütungspolitik sind gemäß § 108 Abs 4 
Z 4 AktG ab dem 21. Tag vor der Hauptversammlung auf der im Firmenbuch eingetragenen 
Internetseite zugänglich zu machen.  
 
Der Aufsichtsrat der ANDRITZ AG hat in der Sitzung vom 5. März 2025 neu die Grundsätze für 
die Vergütung der Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats gemäß § 78a iVm § 98a AktG 
erörtert und die neue Vergütungspolitik beschlossen.  
 
Die Vergütungspolitik wird spätestens am 6. März 2025 (21. Tag vor der HV), auf der im 
Firmenbuch eingetragenen Internetseite der ANDRITZ AG unter andritz.com zugänglich 
gemacht.  
 
Der Aufsichtsrat schlägt der Hauptversammlung vor, die Vergütungspolitik, wie diese auf der im 
Firmenbuch eingetragenen Internetseite zugänglich gemacht ist, zu beschließen.  
 
Die Vergütungspolitik ist diesem Beschlussvorschlag als Anlage ./2 angeschlossen. 

 
 
 
Anlage ./1 Vergütungsbericht 
Anlage ./2 Vergügungspolitik 

 
 
 

Graz, März 2025 
 
 

Der Vorstand      Der Aufsichtsrat 
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1. EINLEITUNG 

Dieser Vergütungsbericht gibt einen umfassenden Überblick über die im Geschäftsjahr 2024 gewährten oder 

geschuldeten Vergütungen für aktuelle und ehemalige Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der 

ANDRITZ-Gruppe. Die Vergütungspolitiken für den Vorstand und Aufsichtsrat wurden jeweils im Rahmen der 113. 

ordentlichen Hauptversammlung der ANDRITZ-Gruppe am 24. März 2021 mit 96,67% von den Aktionären 

angenommen. Der vorliegende Vergütungsbericht 2024 stellt die konkrete Anwendung der Vergütungspolitik für den 

Vorstand und den Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2024 dar und wird der 118. ordentlichen Hauptversammlung 

2025 zur Abstimmung vorgelegt. Der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 wurde von Vorstand und 

Aufsichtsrat gemäß §78c in Verbindung mit §98a Aktiengesetz (AktG) erstellt. 

Im vergangenen Geschäftsjahr wurde der Vergütungsbericht von den Aktionären mit einer Zustimmung von 52,37% 

angenommen. Die niedrige Zustimmungsrate weist auf eine weit verbreitete Unzufriedenheit der Aktionäre mit der 

offengelegten Vergütung für das Geschäftsjahr 2023 hin. Sowohl der Vorstand als auch der Aufsichtsrat erkannten 

die Bedeutung dieser Rückmeldung, die sich sowohl auf die Höhe und Zusammensetzung der sich aus der gültigen, 

in 2021 mit 96,67% Zustimmung verabschiedeten Vergütungspolitik ergebenden Beträge, als auch auf den 

unzureichenden Detailgrad des Vergütungsberichts bezog. Vorstand und Aufsichtsrat beauftragten daher erfahrene 

Stimmrechts- und Vergütungsberater mit der Ausarbeitung einer neuen, der Hauptversammlung in 2025 zur 

Beschlussfassung vorzulegenden, Vergütungspolitik. Hierzu wurden in einem ersten Schritt eine Vergleichsgruppe 

von relevanten Unternehmen definiert und deren Vergütungsberichte analysiert. 

Der Aufsichtsratsvorsitzende und seine Stellvertreterin stellten im November und Dezember 2024 im Rahmen einer 

Corporate Governance Roadshow mit Aktionären und Stimmrechtsberatern neben anderen Governance Themen 

den Entwurf der in vielen Besprechungen ausgearbeiteten neuen Vergütungspolitik vor und erhielten wertvolles 

Feedback, welches in die Endversion einging. 

Das Feedback der Aktionäre führte auch zu umfangreichen Veränderungen im Vergütungsbericht 2024. 

Hervorzuheben ist besonders ein verstärkter Fokus auf eine detailliertere und transparentere Darstellung. Daher 

enthält der diesjährige Vergütungsbericht 2024 eine umfangreiche Darstellung der Vergütungsstruktur und -politik, 

um den Aktionären einen klareren Einblick in die Vergütungspraxis zu geben, sowie eine klare Beschreibung der 

Abfindungspakete für Vorstandsmitglieder, die das Unternehmen verlassen haben und im Geschäftsjahr 2024 

ausgezahlt wurden. Der Vergütungsbericht bekräftigt darüber hinaus, dass im Geschäftsjahr 2024 oder in den 

Vorjahren keine Sonderboni gezahlt wurden. 

 

Anpassungen in Bezug auf den Vergütungsbericht 2023 und den von der ANDRITZ-Gruppe ergriffenen 

Maßnahmen 

Kritikbereiche der 

Investoren 

Details Anpassungen durch die ANDRITZ-Gruppe 

Veröffentlichungsqualität 

und Transparenz 

Investoren und Stimmrechtsberater 

beanstandeten die 

Veröffentlichungsqualität und 

Transparenz. 

Erhöhte Transparenz durch Darstellung in einfacher, 

strukturierter Form, unter anderem durch den verstärkten 

Einsatz von Tabellen. Diese umfassen unter anderem eine 

Aufschlüsselung der fixen Vergütungsbestandteile, eine 

Aufschlüsselung der Bestandteile der Zahlungen im 

Zusammenhang mit der Beendigung von 

Dienstverhältnissen, sowie der vergleichenden Darstellung 

der Vorstands- und Aufsichtsratsvergütung vor dem 

Hintergrund der wirtschaftlichen Entwicklung der 

Gesellschaft sowie der durchschnittlichen 

Gehaltsentwicklung der sonstigen Beschäftigten der 

ANDRITZ-Gruppe. 
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Variable Vergütung und 

Vergütungspolitik 

Investoren und Stimmrechtsberater 

beanstandeten die Ausgestaltung der 

kurzfristigen Anreize (STI) sowie der 

langfristigen Anreize (LTI). Durch die 

historischen Auszahlungsbeträge 

äußerten manche Investoren Bedenken 

hinsichtlich der wahrgenommenen 

relativen Untergewichtung der 

langfristigen Anreize. 

Grundlegende Überarbeitung der Vergütungspolitik, die auf 

der Hauptversammlung 2025 zur Abstimmung gestellt wird. 

Der STI soll auf einen Zielbonus umgestellt werden, der LTI 

auf einen Performance Share Plan, der um umfangreiche 

Aktienhaltepflichten (Share Ownership Guidelines) ergänzt 

wird. 

Sonderboni Einige Aktionäre äußerten Bedenken 

hinsichtlich der wahrgenommenen 

Ermessensbefugnis des Aufsichtsrats, 

Sonderboni für außergewöhnliche 

Leistungen, Nachhaltigkeit, Health & 

Safety, sowie Sign-on und Stay-Boni zu 

gewähren. 

Gemäß Beschluss des Aufsichtsrats im Jahr 2021 werden 

schon seit dem Geschäftsjahr 2022 keinerlei Sonderboni 

mehr gewährt. 

Abfindungspakete für 

ausscheidende 

Mitglieder des Vorstands 

Investoren und Stimmrechtsberater 

beanstandeten die unzureichend 

robuste Erklärung der gezahlten 

Abfindungspakete, was Bedenken 

hinsichtlich der Angemessenheit der 

Ergebnisse aufwarf. 

Detailliertere Beschreibung und Aufschlüsselung der 

Zahlungen bei Beendigung des Dienstverhältnisses im 

Einklang mit dem allgemeinen Anstieg der Transparenz. 

Klarstellung, dass alle Zahlungen bei Beendigung auf 

rechtlichen und vertraglichen Verpflichtungen gegenüber 

dem/den ausscheidenden Mitglied(ern) basieren. 

   

2. GESCHÄFTSENTWICKLUNG 2024 

Der Auftragseingang betrug 8.227 MEUR und lag damit geringfügig unter dem sehr hohen Vorjahreswert (8.552 

MEUR), welcher mehrere Großaufträge im Bereich Hydropower beinhaltet. Im Geschäftsbereich Pulp & Paper lag 

der Auftragseingang unter dem Vorjahreswert. Die drei übrigen Geschäftsbereiche konnten den Auftragseingang im 

Jahresvergleich steigern. 

Der Umsatz betrug 8.314 MEUR und lag somit leicht unter dem Vorjahreswert (8.660 MEUR). Während besonders 

der Geschäftsbereich Pulp & Paper einen Umsatzrückgang verzeichnete, konnten die drei übrigen 

Geschäftsbereiche den Umsatz im Jahresvergleich deutlich steigern.  

Das operative Ergebnis (EBITA) der Gruppe verringerte sich analog zum Umsatz und war mit 713 MEUR niedriger 

als der hohe Referenzwert des Vorjahres mit 742 MEUR. Die Rentabilität (vergleichbare EBITA-Marge) betrug 8,6% 

und lag damit auf dem Niveau des Vorjahres (8,6%). 

Das Konzernergebnis (inklusive nicht-beherrschenden Anteilen) erreichte 497 MEUR und lag damit nahezu auf 

Vorjahresniveau (2023: 504 MEUR). Die Nettomarge erhöhte sich von 5,8% auf 6,0%. 

3. DARSTELLUNG DER GRUNDZÜGE DER VERGÜTUNGSPOLITIK UND 
DER GEWÄHRTEN ODER GESCHULDETEN VERGÜTUNGEN FÜR DAS 
GESCHÄFTSJAHR 2024 

Die Vergütungspolitik definiert die Grundsätze, welche bei der Festlegung der Vergütung des Vorstands, des 

Aufsichtsrats und der Führungskräfte der ANDRITZ-Gruppe angewendet werden. Primäres Ziel der 

Vergütungspolitik ist es, eine langfristige und nachhaltige Unternehmensentwicklung vor allem im Interesse der 

Aktionäre zu fördern und die Vergütung für den Vorstand und den Aufsichtsrat einfach, klar und transparent zu 

gestalten. Damit sollen die Unternehmensstrategie, die Unternehmensziele und die Eigentümerinteressen 

bestmöglich in Einklang gebracht werden. 
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3.1. GRUNDSÄTZE DER VERGÜTUNG DES VORSTANDS 

Gemäß den Empfehlungen des Österreichischen Corporate Governance Kodex (ÖCGK) setzt sich die Vergütung 

aus einem fixen Bestandteil sowie kurzfristigen variablen und langfristigen variablen Bestandteilen zusammen. 

Die nachfolgende Tabelle gibt einen Gesamtüberblick über die Bestandteile der Vergütungspolitik, die für das 

Geschäftsjahr 2024 für die Mitglieder des Vorstands gilt. Daneben gibt die Tabelle einen Überblick über die 

Ausgestaltung der einzelnen Vergütungsbestandteile und erläutert deren Zielsetzung, insbesondere im Hinblick 

darauf, wie die Vergütung die langfristige Entwicklung der ANDRITZ-Gruppe fördert. 

Vergütungsbestandteil Ausgestaltung basierend auf der für das Geschäftsjahr 2024 

gültigen Vergütungspolitik vom 24. März 2021 

Strategiebezug 

Feste erfolgsunabhängige Vergütungsbestandteile 

Fixe 

Vergütungskomponente 

Die Vorstandsmitglieder erhalten ein festes Jahresgehalt, das wie in 

Österreich üblich in 14 (vierzehn) monatlichen Raten, jeweils im 

Voraus ausgezahlt wird (für Verträge vor 2020; alle anderen werden 

bis zum Ende des Monats ausgezahlt). Die Höhe orientiert sich an den 

Aufgaben und der strategischen und operativen Verantwortung des 

einzelnen Vorstandsmitglieds. 

Die fixen 

Vergütungsbestandteile, 

bestehend aus dem festen 

Jahresgehalt, den 

Nebenleistungen und der 

Versorgungszusage, sollen 

zum einen dazu dienen, global 

verfügbare Kandidaten für die 

Entwicklung und Umsetzung 

der Strategie sowie zur 

Steuerung der ANDRITZ-

Gruppe zu gewinnen und auf 

der anderen Seite durch die 

finanzielle Absicherung das 

Eingehen unangemessener 

Risiken zu verhindern. 

Nebenleistungen 

 

Die Gesellschaft stellt jedem Vorstandsmitglied ein Dienstfahrzeug zur 

privaten Nutzung zur Verfügung. Darüber hinaus sind die 

Vorstandsmitglieder in die D&O-Versicherung der Gesellschaft 

einbezogen, und die Gesellschaft leistet Versicherungsbeiträge für 

Unfallgefahren wie Tod oder Berufsunfähigkeit, sowie für Heilkosten 

und die Weiterzahlung des Entgelts im Krankheitsfall bis zu sechs 

Monate. Des Weiteren gewährt die Gesellschaft im Bedarfsfall die 

Kostenübernahme der doppelten Haushaltsführung für bis zu zwei 

Jahre bei Dienstbeginn. Für den Vorstandsvorsitzenden werden 

zudem auch die externen Kosten in Zusammenhang mit 

zivilgerichtlichen, strafgerichtlichen oder sonstigen behördlichen 

Verfahren – außer im Falle einer groben Pflichtverletzung – erstattet. 

Betriebliche 

Altersvorsorge 

Die ANDRITZ-Gruppe hat die betriebliche Altersvorsorge für die 

Vorstandsmitglieder im Jahr 2011 auf eine beitragsorientierte 

Versorgungszulage umgestellt. 

Variable erfolgsabhängige Vergütungsbestandteile 

Kurzfristige variable 

Vergütung 

(Short-term incentive (STI)) 

Entsprechend der in 2021 verabschiedeten Vergütungspolitik ist der 

STI ein aus zwei unabhängigen Komponenten bestehender 

leistungsabhängiger Bonus. Der erste Teil ist eine Tantieme 

(Gewinnbeteiligung) am berichteten Konzernergebnis nach Steuern, 

die bei Übertreffen des Mindestbetrages fällig wird. Der 

Berechnungsfaktor für die Tantieme (d.h. der Prozentsatz) reduziert 

sich für die Geltungsdauer der Vergütungspolitik jährlich um 5%, d.h. 

er sinkt ausgehend von 0,5% (1,0% für den Vorstandsvorsitzenden) 

im Geschäftsjahr 2021 auf 0,428% in 2024 (0,857% für den 

Vorstandsvorsitzenden). Der Mindestbetrag steigt jährlich um 5% von 

100 MEUR in 2021 auf 115,76 MEUR in 2024. 

Der zweite Teil ist ein auf der Unfallhäufigkeit (Accident Frequency 

Rate, „AFR“) basierender Zielbonus, der sich bei Zielübererfüllung auf 

maximal 150% des Zielbetrages erhöhen kann. Im Falle eines 

tödlichen Unfalls entfällt dieser STI-Teil. Insgesamt ist die jährliche 

Auszahlungshöhe auf 300% der Grundvergütung begrenzt. Es gibt 

keinen garantierten Sockelbetrag im STI und das 

Auszahlungsminimum beträgt EUR 0. Ergibt die Berechnung des STI 

Der STI setzt ambitionierte 

Anreize für Wachstum und 

Maximierung des finanziellen 

Erfolgs der ANDRITZ-Gruppe, 

gemessen als 

Konzernergebnis nach 

Steuern, sowie der Sicherheit 

am Arbeitsplatz, gemessen als 

Unfallhäufigkeit, und ermöglicht 

dem Vorstand eine direkte 

Partizipation an ihrer 

Erreichung. Das 

Konzernergebnis nach Steuern 

misst Rentabilität, welche die 

Basis der langfristigen 

Unternehmensstrategie und 

einer nachhaltigen 

Wertschöpfung ist. Die 
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einen höheren Betrag als das Maximum, so ist der Betrag, der das 

Dreifache des festen Gehalts übersteigt, auf das jeweils folgende 

Geschäftsjahr vorzutragen. 

Sollte das Konzernergebnis negativ sein, wird eine „Negativtantieme“ 

für das betreffende Geschäftsjahr berechnet. Die „Negativtantieme“ ist 

auf ein festes Grundgehalt begrenzt und darf auf maximal drei 

Folgejahre vorgetragen werden. Während dieses Vortrags mindert die 

Negativtantieme die für diese Folgejahre gebührende 

Gewinnbeteiligung bzw. den etwaigen Vortrag. 

Der Gesamt-STI wird in der Regel im Jahr der Hauptversammlung, die 

über die Gewinnverteilung für das jeweilige Geschäftsjahr beschließt, 

in 14 (vierzehn) Teilbeträgen ausbezahlt. Ein bei Ende des 

Dienstverhältnisses noch bestehender Vortrag des STI wird vier 

Wochen nach dem wirksamen Vertragsende ausbezahlt. Ein allfälliger 

Anspruch auf Auszahlung vorgetragener STI-Teile erlischt jedoch, 

wenn das Dienstverhältnis durch die Gesellschaft aus einem wichtigen 

Grund vorzeitig beendet wurde, den das Vorstandsmitglied zu 

vertreten hat, oder wenn das Vorstandsmitglied ohne wichtigen Grund 

vorzeitig ausgetreten ist. 

Reduzierung der 

Unfallhäufigkeit ist ein 

wesentlicher Bestandteil der 

ESG-Strategie. 

Langfristige variable 

Vergütung 

(Long-term incentive (LTI)) 

Die mehrjährige variable Vergütung basiert auf 

Aktienoptionsprogrammen. Innerhalb des dreijährigen 

Bemessungszeitraums müssen unabhängige Ziele basierend auf der 

Aktienkurssteigerung (30% Gewichtung), der vergleichbaren EBITA-

Marge (60% Gewichtung) und der Unfallhäufigkeitsrate (10% 

Gewichtung) in einem der Leistungsjahre erfüllt werden. 

Es gibt keine garantierten Sockelbeträge im LTI und das 

Auszahlungsminimum aller LTI-Komponenten beträgt EUR 0. 

Der LTI dient dazu, die 

langfristige und nachhaltige 

Entwicklung des 

Unternehmens zu fördern und 

stellt sicher, dass das 

Management (Vorstand und 

ausgewählte Führungskräfte) 

an den Zielen der Aktionäre 

ausgerichtet ist. 

Weitere Vergütungsregelungen 

Clawback Regelungen Die variablen Vergütungsbestandteile unterliegen einer 

Rückforderungsmöglichkeit (Clawback). 

Die Clawback-Regelungen 

sollen individuellem 

Fehlverhalten sowie dem 

Eingehen unverhältnismäßiger 

Risiken entgegenwirken. 

Aktienerwerbs- und 

Aktienhalteverpflichtungen 

Der Teilnahme am Aktienoptionsprogramm im LTI liegt ein 

Eigeninvestment der Vorstandsmitglieder in Höhe von 40.000 EUR 

zugrunde. 

Die Aktienerwerbs- und 

Aktienhaltevorschriften fördern 

eine Angleichung der 

Interessen von Vorstand und 

Aktionären und setzen 

zusätzliche Anreize zur 

Förderung der 

Geschäftsstrategie und zur 

langfristigen Entwicklung der 

ANDRITZ-Gruppe. 

   

Vorstandsmitglieder sollen marktkonform und angemessen vergütet werden, um eine hohe Motivation zu schaffen 

sowie die am besten geeigneten hochqualifizierten Vorstandsmitglieder langfristig für das Unternehmen zu 

gewinnen und zu binden. Um die Marktkonformität und Wettbewerbsfähigkeit der Vergütung zu gewährleisten, wird 

kontinuierlich ein horizontaler Vergütungsvergleich mit einer Vergleichsgruppe durchgeführt, die derzeit aus 

internationalen Industrieunternehmen ähnlicher Struktur und Größe in Bezug auf Umsatz, Marktkapitalisierung und 

Anzahl der Beschäftigten besteht, überwiegend aus der Heimatregion der ANDRITZ-Gruppe Europa und nur in sehr 

begrenztem Umfang aus den USA. Bei der Festlegung der Vergütung für Vorstandsmitglieder berücksichtigt der 
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Nominierungs- und Vergütungsausschuss des Aufsichtsrats darüber hinaus die Gehaltsregelungen für andere 

Beschäftigte, einschließlich der Führungskräfte, um sicherzustellen, dass die Vereinbarungen bezüglich der 

Vergütung von Vorstandsmitgliedern kohärent und im gruppenweiten Kontext vertretbar sind. 

3.2. ÜBERBLICK ÜBER DIE VERGÜTUNGSBESTANDTEILE UND DEREN JEWEILIGEN 
RELATIVEN ANTEIL AN DER VERGÜTUNG 

Der Anteil der variablen Vergütung übersteigt den Anteil der festen Vergütung. Für das Geschäftsjahr 2024 betrug 

der Anteil der festen Vergütung (Grundgehalt, Altersvorsorge und Nebenleistungen) des Vorstandsvorsitzenden 

etwa 18% der Gesamtvergütung, während der Anteil der variablen Vergütung (kurzfristige und langfristige variable 

Vergütung) etwa 82% der Gesamtvergütung betrug. Bei den anderen Vorstandsmitgliedern lag der durchschnittliche 

Anteil der festen Vergütung bei etwa 17% der Gesamtvergütung und der durchschnittliche Anteil der variablen 

Vergütung bei etwa 83% der Gesamtvergütung.  

Die gewährte oder geschuldete Gesamtvergütung für aktive und ehemalige Vorstandsmitglieder im Geschäftsjahr 

2024 betrug 23.465.379 EUR (2023: 20.837.871 EUR). Der Anstieg resultiert in großen Teilen aus der Ausübung 

(eines Teils) der Optionen aus dem Aktienoptionsprogramm 2020 im Geschäftsjahr 2024. Gleichzeitig sind die 

Ansprüche aus der jährlichen Gewinnbeteiligung 2024 aufgrund des leicht reduzierten Konzernergebnisses in 

Verbindung mit den für 2024 gültigen Berechnungsfaktoren gesunken.  

3.2.1. FESTE ERFOLGSUNABHÄNGIGE VERGÜTUNG 

Die feste, erfolgsunabhängige Vergütung besteht aus der fixen Vergütungskomponente (Grundgehalt), 

Nebenleistungen und einer betrieblichen Altersvorsorge über Beiträge an eine externe Pensionskasse. 

3.2.1.1. Fixe Vergütungskomponente 

Die fixe Vergütungskomponente (Grundgehalt) soll für die Vorstandsmitglieder einen Anreiz schaffen, die Ziele des 

Unternehmens bestmöglich zu verfolgen und im Interesse der Aktionäre, der Beschäftigten und auch im öffentlichen 

Interesse zu handeln. Bei der Festlegung der fixen Vergütungsbestandteile werden die Aufgaben sowie die 

berufliche Erfahrung der einzelnen Vorstandsmitglieder berücksichtigt, was zur Folge hat, dass sich je 

Vorstandsmitglied differenzierte Grundgehälter basierend auf den strategischen und operativen Aufgabenfeldern 

ergeben. 

Das Grundgehalt besteht aus einem vertraglich vereinbarten Jahresbezug, der – wie in Österreich üblich – in 14 

Monatsgehältern im Vorhinein ausbezahlt wird. Durch das Grundgehalt sind neben sämtlichen Überstunden auch 

die Übernahme von Organfunktionen in Konzerngesellschaften abgedeckt. 

Im Geschäftsjahr 2024 betrug die Gesamtsumme der fixen Vergütung aller Vorstandsmitglieder 2.604.000 EUR 

(2023: 2.820.046 EUR). 

3.2.1.2. Nebenleistungen 

Directors and Officers-Versicherung (D&O-Versicherung) 

Die ANDRITZ-Gruppe hat für Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder eine Organhaftpflichtversicherung (D&O-

Versicherung) abgeschlossen. Die D&O-Versicherung sichert bestimmte persönliche Haftungsrisiken der 

verantwortlich handelnden Personen der ANDRITZ-Gruppe ab. Die Aufwendungen im Geschäftsjahr 2024 betrugen 

in Summe 598.114 EUR (2023: 700.000 EUR). 

Sonstige Vergütungsbestandteile 

Die Gesellschaft stellt jedem Vorstandsmitglied ein Dienstfahrzeug zur privaten Nutzung zur Verfügung. Des 

Weiteren leistet die Gesellschaft Versicherungsbeiträge für Unfallgefahren wie Tod oder Berufsunfähigkeit sowie für 

Heilkosten. Im Bedarfsfall übernimmt die Gesellschaft auch Kosten der doppelten Haushaltsführung maximal zwei 

Jahre ab Dienstbeginn. Für den Vorstandsvorsitzenden werden zudem auch externe Kosten in Zusammenhang mit 

zivilgerichtlichen, strafgerichtlichen oder sonstigen behördlichen Verfahren – außer im Falle einer groben 
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Pflichtverletzung – erstattet. Im Geschäftsjahr 2024 beliefen sich die gewährten sonstigen Vergütungsbestandteile 

in Summe auf 57.587 EUR (2023: 274.271 EUR). 

3.2.1.3. Pensionsregelung 

Für Vorstandsmitglieder werden Beiträge basierend auf dem Prinzip „defined contribution” an eine externe 

Pensionskasse geleistet. Im Jahr 2023 fielen für Herrn Humbert Köfler Servicekosten basierend auf dem „defined 

benefits“-Prinzip an. Mit dem Ausscheiden von Herrn Köfler im Jahr 2023 fielen für kein Vorstandsmitglied mehr 

Servicekosten nach dem „defined benefits“-Prinzip an. Die Höhe der Zahlungen wird mit den einzelnen 

Vorstandsmitgliedern individuell vereinbart.  

Defined contribution: 

in EUR 2024 2023 

Joachim Schönbeck 142.000 136.000 

Dietmar Heinissera) 60.000 45.000 

Domenico Iacovellib) 39.000 146.250 

Wolfgang Semperc) - 10.389 

Norbert Nettesheim 66.900 66.900 

Jarno Nymarkd) 60.000 15.000 

Frédéric Sauzee) 60.000 45.000 

Gesamt 427.900 464.539 
a) Vorstandsmitglied seit 01.04.2023. 
b) Beendigung des Vorstandsvertrages zum 31.03.2024. 
c) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 29.03.2023. 
d) Vorstandsmitglied seit 01.10.2023. 
e) Vorstandsmitglied seit 30.03.2023. 
 

Defined benefit (Personalaufwand): 

in EUR 2024 2023 

Humbert Köflera) 0 2.990 

a) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 30.09.2023. 

Die Pensionsbezüge von ehemaligen Vorstandsmitgliedern bzw. deren Hinterbliebenen werden jährlich valorisiert. 

Die Valorisierung basiert auf der Entwicklung der Lebenshaltungskosten (CPI-Steigerung), der Erhöhung des 

Kollektivvertrages und der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens. 

Die jährlichen Pensionsleistungen durch eine externe Pensionskasse sind wie folgt:  

in EUR 2024 2023 

Günther Hillmann 50.856 49.231 

Friedrich Papst 110.634 107.100 

Franz Hofmann 120.254 116.413 

Wolfgang Leitner 750.093 726.130 

Edelburga Rebernik 46.570 45.082 

Gesamt 1.078.407 1.043.956 
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Die jährlichen Pensionsbezüge, die von der ANDRITZ-Gruppe bereitgestellt werden, sind wie folgt:  

in EUR 2024 2023 

Ludwig Pfeiffer-Lissa 342.549 337.521 

Erich Faschallegg (bis 06/2023) 0 26.791 

Ilse Faschallegg (Stand 07/2023)1 29.701 14.601 

Ernst Schwaberger 48.247 45.647 

Stefan Dekitsch 48.517 45.732 

Gesamt 469.014 470.292 

1 Anspruch auf Pensionszahlungen als Witwe von Erich Faschallegg. 

3.2.1.4. Überblick der festen erfolgsunabhängigen Vergütungskomponenten 2023 und 2024 

Alle von den Vorstandsmitgliedern in den Geschäftsjahren 2023 und 2024 erhaltenen festen, erfolgsunabhängigen 

Vergütungskomponenten sind: 

in EUR 2024 2023 

 Grundvergütung Neben-

leistungen1 

Pension Grundvergütung Neben-

leistungen1 

Pension 

Joachim Schönbeck 835.000 16.139 142.000 792.500 13.555 136.000 

Dietmar Heinissera) 400.000 13.857 60.000 300.196 1.450 45.000 

Domenico Iacovellib) 123.000 1.969 39.000 470.000 235.5752 146.250 

Humbert Köflerc) - - - 307.380 6.966 2.990 

Wolfgang Semperd) - - - 101.501 3.771 10.389 

Norbert Nettesheim 446.000 9.791 66.900 446.000 9.585 66.900 

Jarno Nymarke) 400.000 13.748 60.000 100.117 2.834 15.000 

Frédéric Sauzef) 400.000 2.082 60.000 302.352 535 45.000 

TOTAL 2.604.000 57.587 427.900 2.820.046 274.271 467.529 

1 Nebenleistungen beinhalten Dienstwagen, Versicherungen sowie sonstige Vergütungsbestandteile. 
2 Einschließlich Sachleistungen für Wechselkursdifferenzen zwischen EUR und CHF in Höhe von 197.998 EUR. 
a) Vorstandsmitglied seit 01.03.2023. 
b) Beendigung des Vorstandsvertrages mit Wirkung zum 31.03.2024. 
c) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 30.09.2023. 
d) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 29.03.2023. 
e) Vorstandsmitglied seit 01.10.2023. 

f) Vorstandsmitglied seit 30.03.2023. 

Infolge des Ausscheidens von Herrn Domenico Iacovelli hat der Vorstandsvorsitzende Joachim Schönbeck mit 

Wirkung zum 1. Januar 2024 dessen Vorstandsaufgaben (Geschäftsbereich Metals) übernommen. Trotz des 

gestiegenen Verantwortungsumfangs wurde das Grundgehalt von Herrn Joachim Schönbeck im Jahr 2024 nicht 

erhöht, da es zum 1. Juli 2023 von 750.000 EUR jährlich auf 835.000 EUR jährlich angepasst wurde. Das 

ausgewiesene Grundgehalt für das Geschäftsjahr 2023 in Höhe von 792.500 EUR ist somit der gewichtete 

Durchschnitt aus dem Grundgehalt für Januar bis Juni 2023 auf Jahresbasis von 750.000 EUR und dem 

Grundgehalt für Juli bis Dezember 2023 auf Jahresbasis von 835.000 EUR. 

3.2.2. VARIABLE VERGÜTUNGSKOMPONENTE 

Das strategische Ziel der ANDRITZ-Gruppe ist langfristiges, profitables Wachstum. Daher ist auch die 

Vergütungspolitik der ANDRITZ-Gruppe in Bezug auf die variable Vergütung in kurzfristige und langfristige 

Vergütungskomponenten unterteilt. 
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3.2.2.1. Kurzfristige variable Vergütungskomponente 

Die kurzfristige variable Vergütung (STI) besteht aus einer Tantieme bezogen auf das erzielte Konzernergebnis 

nach Steuern und einem nicht-finanziellen Ziel. Da der ANDRITZ-Gruppe die Sicherheit am Arbeitsplatz ein großes 

Anliegen ist und die Reduktion von Arbeitsunfällen ein wesentliches Ziel der ESG-Strategie ist, wird neben dem 

finanziellen Kriterium auch die Unfallhäufigkeit (Accident Frequency Rate, AFR) für die Festsetzung der variablen 

Vergütungskomponente herangezogen. AFR wird gemessen an der Anzahl der Unfälle mit einem oder mehreren 

Ausfallstagen pro einer Million Arbeitsstunden. 

Die Ausgestaltung des STI entsprechend der in 2021 verabschiedeten Vergütungspolitik stellt sich für das 

Geschäftsjahr 2024 wie folgt dar: 

Faktoren Mindestwert Konzernergebnis / 

Zielwert AFR 

Variable Vergütungskomponente Istwert 2024 

Konzernergebnis (vor 

Abzug von nicht-

beherrschenden 

Anteilen) 

115,76 MEUR (Mindestwert für 

Auszahlung der Tantieme) 

 

Tantieme 

Für den Vorstandsvorsitzenden 0,857%, für die 

ordentlichen Vorstandsmitglieder 0,428% des 

Konzernergebnisses, sofern der Schwellenwert 

erfüllt oder überschritten wird. 

497 MEUR 

AFR 1.82 (-30% im Vergleich zum 

Vorjahr 2023 AFR (2.6)) 

(Zielwert) 

Zielbonus 

Bei Erreichen: 100.000 EUR pro. 

Übererfüllung: linearer Anstieg bis max. 150.000 

EUR Veränderung in AFR zwischen -30% und 0%: 

proportionaler Rückgang bis auf null.  

Bei tödlichem Unfall: keine Auszahlung. 

2,30 – Entfällt 

aufgrund 

tödlicher 

Unfälle 

    

Jedes Vorstandsmitglied erhält eine Tantieme bezogen auf das Konzernergebnis in Höhe von 0,428% (für den 

Vorstandsvorsitzenden 0,857%) des ausgewiesenen Nettogewinns, sowie für das nicht-finanzielle Ziel 

Unfallhäufigkeit („AFR“, siehe unten) in Höhe von 100.000 EUR – in Worten: Euro einhunderttausend.  

Die Aufwendungen für ergebnisabhängige Vergütungen für Vorstandsmitglieder werden bei der Berechnung der 

Tantiemen nicht berücksichtigt. 

Der Berechnungsfaktor für die Tantieme (d.h. der Prozentsatz) reduziert sich für die Geltungsdauer dieser 

Vergütungspolitik jährlich um 5%, d.h. er sinkt ausgehend von 0,5% im Jahr 2021 auf 0,428% in 2024. 

Als Mindestwert zur Auszahlung der Tantieme wurde für das Geschäftsjahr 2024 das Erreichen eines 

ausgewiesenen Konzernergebnisses von 115,76 MEUR festgelegt. Dieser Mindestwert des Konzernergebnisses 

basiert auf dem Ausgangswert von 100 MEUR für das Jahr 2021 und wurde jährlich um 5% erhöht. 

Für Geschäftsjahre, in denen die Bemessungsgrundlage den obigen Mindestwert nicht übersteigt, gebührt den 

Vorstandsmitgliedern keine Tantieme. Im Falle von Kapitalerhöhungen oder bei Verkauf wesentlicher Teile der 

ANDRITZ-Gruppe ist Einvernehmen über eine angemessene Anpassung des Tantieme-Prozentsatzes 

herbeizuführen.  

Unterschreitet die Bemessungsgrundlage den Betrag von 0 EUR – in Worten: Euro Null –, so ist für das betreffende 

Geschäftsjahr eine „Negativtantieme" in Höhe des für das Geschäftsjahr gültigen Prozentsatzes der Tantieme auf 

den Betrag zu berechnen, um den die Bemessungsgrundlage 0 EUR – in Worten: Euro Null – unterschreitet. Die so 

berechnete „Negativtantieme" ist mit dem festen Gehalt gemäß § 4 Abs. (1) lit a. des Anstellungsvertrages begrenzt 

und ist auf maximal drei Folgejahre vorzutragen. Die Negativtantieme mindert die für diese Folgejahre gebührende 

Tantieme bzw. den Zielbonus für AFR bzw. etwaige vorgetragene Beträge aus der kurzfristigen variablen Vergütung. 

Das nicht-finanzielle Ziel Unfallhäufigkeit (AFR) ist die Anzahl der Unfälle mit einem oder mehr Ausfallstagen pro 

einer Million Arbeitsstunden. 
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Die Gesellschaft hat das Ziel, die Unfallhäufigkeit in der ANDRITZ-Gruppe jedes Geschäftsjahr um 30% (im 

Folgenden der „Zielwert“ bezeichnet) gegenüber dem Vorjahr zu senken. Bei Erreichen dieses Zielwerts beträgt der 

Zielbonus 100.000 EUR – in Worten: Euro einhunderttausend. Im Falle einer gegenüber dem Vorjahr unveränderten 

AFR oder im Falle eines tödlichen Unfalls entfällt dieser Zielbonus. Bei einer Verbesserung der AFR zwischen 0% 

und dem Zielwert wird der Zielbonus linear anteilig berechnet. Bei Übererfüllung des Zielwerts erhöht sich der 

Zielbonus linear bis zu einem Maximalwert von 150.000 EUR – in Worten: Euro einhundertfünfzigtausend. 

Der Zielbonus für AFR wird unabhängig von der Zielerreichung der Tantieme gemäß dem ausgewiesenen 

Konzernergebnisses zahlbar, jedoch wird er auf eine etwaige Negativtantieme angerechnet.  

Im Geschäftsjahr 2024 hat die ANDRITZ-Gruppe zwei tödliche Unfälle zu beklagen. Entsprechend entfällt der 

Zielbonus. 

Der für ein Geschäftsjahr insgesamt ausgezahlte STI kann das Dreifache des festen Gehalts gemäß § 4 Abs. (1) lit 

a. des Anstellungsvertrages nicht übersteigen. Ergibt die Berechnung des STI einen höheren Betrag, so ist der das 

Dreifache des festen Gehalts übersteigende Betrag auf das jeweils folgende Geschäftsjahr vorzutragen. So 

vorgetragene Beträge sind bis zu ihrer jeweiligen Auszahlung wertgesichert nach dem von der Statistik Austria 

veröffentlichten Verbraucherpreisindex (VPI 2005). Dabei ist von der Indexzahl auszugehen, die für den Tag 

verlautbart wurde, an dem der vorstehend genannte Höchstbetrag der Auszahlung fällig war. 

Der STI wird – sofern im Einzelfall nichts anderes vereinbart wird – im Jahr der über die Gewinnverteilung für das 

jeweilige Geschäftsjahr beschließenden Hauptversammlung in 14 (vierzehn) Teilbeträgen ausbezahlt (monatlich 

und zusätzlich im Juni und im Dezember) im Voraus für Verträge vor 2020, alle anderen Verträge beinhalten eine 

Zahlung zum Ende jedes Monats. Ein bei Ende des Dienstverhältnisses noch bestehender positiver Vortrag wird 

vier Wochen nach dem wirksamen Vertragsende ausbezahlt. 

Ein allfälliger Anspruch auf Auszahlung der Bonusanteile (vorgetragenen Teile) erlischt jedoch, wenn das 

Dienstverhältnis durch die Gesellschaft aus einem wichtigen Grund vorzeitig beendet wurde, den das 

Vorstandsmitglied zu vertreten hat, oder wenn das Vorstandsmitglied ohne wichtigen Grund vorzeitig ausgetreten 

ist. 

Ein vorzeitiger Austritt eines Vorstandsmitglieds aus wichtigem Grund, wie beispielsweise aus gesundheitlichen 

Gründen, führt zu keinem Verlust seines bis dahin erworbenen Anspruch aus der kurzfristigen variablen Vergütung. 

Gleiches gilt, wenn das Vorstandsmandat durch Widerruf endet, aber kein wichtiger Grund für die Gesellschaft zur 

vorzeitigen Beendigung des Dienstverhältnisses mit dem Vorstandsmitglied besteht, oder wenn das 

Vorstandsmitglied ein Verlängerungsangebot nicht annimmt. 

Ein allfälliger, bei Ende des Dienstverhältnisses noch bestehender Vortrag von Negativtantiemen führt zur 

Rückzahlungsverpflichtung, der das Vorstandsmitglied ausdrücklich zustimmt. Im Sinne der Regelung in C-27 des 

ÖCGK wird festgehalten, dass die Gesellschaft berechtigt ist, variable Vergütungskomponenten zurückzufordern, 

wenn diese auf Grund von erkennbar unrichtigen Daten ausbezahlt wurden. 

Mit der potenziellen Verabschiedung der neuen Vergütungspolitik, die den Aktionären auf der 

Jahreshauptversammlung 2025 zur Abstimmung vorgelegt werden soll, wird es keinen weiteren 

Vortragsmechanismus geben. Vor der Verabschiedung der neuen Vergütungspolitik entstandene 

Vortragsansprüche werden in den Geschäftsjahren 2026 und 2027 zu gleichen Teilen ausgezahlt.  

Bei der neuen Vergütungspolitik ist auch zu beachten, dass der Umfang und das relative Gewicht des STI im 

Gesamtvergütungspaket sowohl für die Zielerfüllung als auch für die maximale Leistung deutlich sinken werden. 

Dies zielt in erster Linie darauf ab, das Gewicht der langfristigen variablen Vergütung neu zu adjustieren und zu 

erhöhen. Darüber hinaus wird der neue STI auf klar definierten Schwellenwerten mit Nullzahlung, Zielvorgaben und 

Obergrenzen ohne Vortragsmöglichkeit beruhen. 
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Die berechnete Auszahlung aus dem STI aufgrund des Konzernergebnisses für das Geschäftsjahr 2024 je 

Vorstandsmitglied stellt sich wie folgt dar: 

in EUR  Anspruch 
aufgrund der 

Zielerreich-
ung im Jahr 

2024 
Davon zahlbar 

für 2024 
Davon 

vorgetragen 

Summe der 
vorgetragenen 

Ansprüche 
(einschließlich 
der Vorjahre)1 

 

Anspruch 
aufgrund der 

Zielerreichung 
im Jahr 2023 

Joachim Schönbeck 4.255.061 2.505.000 1.750.061 5.839.186  4.572.782 

Dietmar Heinissera) 2.125.048 1.200.000 925.048 1.783.563  1.731.589 

Domenico Iacovellib) 534.000 534.0002 0 1.323.3443  2.298.291 

Humbert Köflerc)   -      1.723.718 

Humbert Köfler (nach Beschäftigung) 2.125.048 1.230.000 895.048 3.643.507  574.573 

Wolfgang Semperd)   -      554.108 

Norbert Nettesheim 2.125.048 1.338.000 787.048 2.825.747  2.298.291 

Jarno Nymarke) 2.125.048 1.200.000 925.048 1.213.386  579.295 

Frédéric Sauzef) 2.125.048 1.200.000 925.048 1.531.095  1.744.182 

TOTAL 15.414.301 9.207.000 6.207.301 18.159.828  16.076.829 

1 Für alle Vorstandsmitglieder, die im Jahr 2025 im Unternehmen verbleiben und ihren Vertrag gemäß der neuen Vergütungspolitik ändern, 
wird die Summe der vorgetragenen Ansprüche zu gleichen Teilen in den Geschäftsjahren 2026 und 2027 nach Beendigung der aktuellen 
Vergütungspolitik ausgezahlt. 
2 Gemäß der Vergütungspolitik für das Jahr 2021 werden alle Ansprüche aufgrund der Zielerreichung, die über die Auszahlungsobergrenze 
(300% des Jahresgrundgehalts) hinausgehen, auf das folgende Jahr vorgetragen. Im Jahr 2024 war der Vortragsmechanismus für Herrn 
Iacovelli aufgrund der Beendigung seines Arbeitsvertrages nicht anwendbar. Infolgedessen und im Einklang mit der Vergütungspolitik wurde 
die Auszahlungsobergrenze bei der formelhaften Berechnung dieses STI, der für drei Monate anteilig berechnet wurde, nicht umgesetzt. 
3 Im Einklang mit den geltenden vertraglichen Bestimmungen aus dem Arbeitsvertrag von Herrn Iacovelli wurde die Summe der ausstehenden 
leistungsbezogenen Übertragungen im Geschäftsjahr 2024 ausgezahlt. 
a) Vorstandsmitglied seit 01.04.2023. 
b) Beendigung des Vorstandsvertrages mit Wirkung zum 31.03.2024. 
c) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 30.09.2023. 
d) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 29.03.2023. 
e) Vorstandsmitglied seit 01.10.2023. 
f) Vorstandsmitglied seit 30.03.2023. 

In Bezug auf die Bemessungsgröße für die kurzfristige variable Vergütung gelten für alle Vorstandsmitglieder die 

gleichen Regelungen, da der wirtschaftliche Erfolg als ein Ergebnis der erfolgreichen Zusammenarbeit zwischen 

einzelnen Geschäftsbereichen als Gesamtverantwortung aller Vorstandsmitglieder gesehen wird. 

In Bezug auf die Regelung C-27 des ÖCGK enthält die Vergütungspolitik eine Regelung, nach der die Gesellschaft 

die Rückzahlung der variablen Vergütungskomponente verlangen kann, wenn sich herausstellt, dass sie auf der 

Grundlage von offensichtlich falschen Zahlen gezahlt wurde. Der Aufsichtsrat hat von dieser Regelung für die 

kurzfristige variable Vergütung im laufenden Geschäftsjahr keinen Gebrauch gemacht. 

3.2.2.2. Langfristige variable Vergütungskomponente 

Aktienoptionsprogramme stellen die langfristige Vergütungskomponente dar. Ziel der Aktienoptionsprogramme ist 

es, die Höhe der variablen Entlohnung direkt an die langfristige operative Ergebnisentwicklung sowie die 

Kursentwicklung des Unternehmens zu binden. In das Aktienoptionsprogramm 2024 wurde (wie auch schon beim 

Aktienoptionsprogramm 2022) die Unfallhäufigkeit (AFR) als zusätzliches Kriterium für die Ausübung der Optionen 

aufgenommen. Mit den Aktienoptionsprogrammen soll gewährleistet werden, dass sich das Management der 

ANDRITZ-Gruppe stärker an den Zielen der Aktionäre der Gesellschaft orientiert und auch am erreichten Erfolg 

partizipiert.  

Seit dem Börsengang im Jahr 2001 wurden laufend Aktienoptionsprogramme aufgelegt. Derzeit laufende 

Aktienoptionsprogramme sind jene des Jahres 2022 und 2024. Alle bisher aufgelegten Aktienoptionsprogramme 

entsprechen der Empfehlung des ÖCGK. 
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Bei den zwei noch laufenden Aktienoptionsprogrammen wurde die Wartefrist zur Ausübung der entsprechend der 

EU-Vergütungsempfehlung und dem ÖCGK auf mindestens drei Jahre festgelegt.1  

Die Optionsrechte sind nicht übertragbar. Die Haltefrist beträgt drei Jahre. 

Aktienoptionsprogramm 2022 

Den Mitgliedern des Vorstandes wird ein Aktienoptionsprogramm angeboten. Zusätzlich haben der Vorstand und 

der Aufsichtsrat der ANDRITZ-Gruppe beschlossen, im Juni 2022 den leitenden Angestellten sowie ausgewählten 

globalen Talenten ein Aktienoptionsprogramm anzubieten. 

Voraussetzung zur Teilnahme war, dass die berechtigte Person über ein Eigeninvestment in ANDRITZ-Aktien von 

zumindest 5.000 EUR für globale Talente, 20.000 EUR für leitende Angestellte und 40.000 EUR für Mitglieder des 

Vorstands verfügt, das bis spätestens 8. Juli 2022 erbracht werden musste.  

Der Ausübungspreis für die Aktienoptionen ist der ungewichtete Durchschnitt der Börsenschlusskurse der 

ANDRITZ-Aktie während der vier auf die 115. ordentliche Hauptversammlung vom 7. April 2022 folgenden 

Kalenderwochen und beträgt 38,80 EUR. 

Die Ausübungskriterien des Aktienprogramms 2022 sind wie folgt: 

Zielgröße Zielwert Gewichtung 

Steigerung Aktienkurs 10%2 oder 15%3 30% 

Vergleichbare EBITA-Marge 

Zwischen 7,5% und 9,0% für mindestens eines der Geschäftsjahre 2022, 2023, 

oder 2024. Zwischen der Zielerreichung von 7,5% und 9,0%, steigt der Anteil 

ausübbarer Optionen aliquot von 0% bis 100% der gewährten Optionen an. 

60% 

Accident Frequency Rate (AFR)4 

Senkung der AFR für die Geschäftsjahre 2022, 2023 und 2024 um mindestens 

30% gegenüber dem jeweiligen Vorjahr (ausgehend von dem für das 

Geschäftsjahr 2021 festgelegten AFR-Zielwerts von 3,4). Bei Erreichung des 

Ziels in einem der drei Jahre werden 100% der Optionen für dieses Ziel gewährt.  

10% 

   

Um eine Option ausüben zu können, muss der oder die Berechtigte vom 1. Juni 2022 bis zur etwaigen Ausübung 

der Optionen ununterbrochen in einem aktiven Arbeitsverhältnis zu einer zur ANDRITZ-Gruppe gehörenden 

Gesellschaft stehen und nachweisen, dass das Eigeninvestment in diesem Zeitraum ununterbrochen gehalten 

wurde, wobei von diesen Erfordernissen im Einzelfall aus wichtigen Gründen abgesehen werden kann.  

Die Ausübung des Aktienoptionsprogramms soll am 1. Mai 2025 beginnen und am 30. April 2029 enden. Die drei 

definierten Kriterien sind unabhängig voneinander. Im Falle der Erfüllung einer der Ausübungsbedingungen gemäß 

den definierten Kriterien können 50% der den jeweiligen Kriterien zugeordneten Optionen sofort nach Beginn der 

Ausübungsfrist, 25% der Optionen nach drei Monaten und die restlichen 25% nach weiteren drei Monaten ausgeübt 

werden. 

Mit Schlusskursen, die seit dem 1. Mai 2024 konstant über 42,68 EUR liegen, sind die Kriterien für den Anstieg des 

Aktienkurses bereits vollständig erfüllt. Die Kriterien für die vergleichbare EBITA-Marge wurden teilweise erfüllt: Eine 

vergleichbare EBITA-Marge ohne nicht-operative Posten von 8,9% führt zu einer Zielerreichung von 93,3%. Der 

Anteil der Optionen für den AFR ist Null, da in keinem der drei Jahre das AFR-Ziel erreicht wurde. Insgesamt beträgt 

die Zielerreichung für das Optionsprogramm 2022 86,0%. Die Aktienoptionen können ab Mai 2025 unter Einhaltung 

der oben genannten Fristen ausgeübt werden. 

 
1 Regelung C-28 des ÖCGK empfiehlt, dass Aktienoptionen an vorher festgelegte, messbare, langfristige und nachhaltige Kriterien anknüpfen. 
2 wenn der ungewichtete Schlusskurs der ANDRITZ-Aktie im Durchschnitt von zwanzig aufeinander folgenden Handelstagen im Zeitraum von 01. Mai 2024 bis 30. 
April 2025 mindestens 10% über dem Ausübungspreis liegt. 
3 wenn der ungewichtete Schlusskurs der ANDRITZ-Aktie im Durchschnitt von zwanzig aufeinander folgenden Handelstagen im Zeitraum von 01. Mai 2025 bis 30. 
April 2026 mindestens 15% über dem Ausübungspreis liegt. 
4 Accident frequency rate mit einem oder mehr Ausfalltagen pro 1 Million. 
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Aktienoptionsprogramm 2024 

Zusätzlich zur Teilnahme des Vorstands am Aktienoptionsprogramm haben der Vorstand und der Aufsichtsrat der 

ANDRITZ-Gruppe beschlossen, im Juni 2024 den leitenden Angestellten und ausgewählten globalen Talenten ein 

Aktienoptionsprogramm anzubieten. 

Voraussetzung zur Teilnahme war, dass die berechtigte Person über ein Eigeninvestment in ANDRITZ-Aktien von 

zumindest 5.000 EUR für globale Talente, 20.000 EUR für leitende Angestellte und 40.000 EUR für Mitglieder des 

Vorstands verfügt, das bis spätestens 20. Juni 2024 erbracht werden musste.  

Der Ausübungspreis für die Aktienoptionen ist der ungewichtete Durchschnitt der Börsenschlusskurse der 

ANDRITZ-Aktie während der vier auf die 117. ordentliche Hauptversammlung vom 21. März 2024 folgenden 

Kalenderwochen und beträgt 57,15 EUR.  

Die Ausübungskriterien des Aktienoptionsprogramms 2024 sind wie folgt: 

Zielgröße Zielwert Gewichtung 

Steigung des Aktienkurses 10%5 oder 15%6 30% 

Vergleichbare EBITA-Marge 

Zwischen 8,0% und 9,5% für mindestens eines der Geschäftsjahre 2024, 2025 

oder 2026. Zwischen der Zielerreichung von 8,0% und 9,5% steigt der Anteil 

ausübbarer Optionen aliquot von 0% bis zu 100% der gewährten Optionen an.  

60% 

Accident Frequency Rate (AFR) 

Zwischen 2,0 und 1,5 für mindestens eines der Geschäftsjahre 2024, 2025, oder 

2026. Zwischen der Zielerreichung von 2,0 und 1,5 steigt der Anteil ausübbarer 

Optionen aliquot von 0% bis zu 100% der gewährten Optionen an. 

10% 

   

Um eine Option ausüben zu können, muss der oder die Berechtigte vom 1. Juni 2024 bis zur etwaigen Ausübung 

der Optionen ununterbrochen in einem aktiven Arbeitsverhältnis zu einer zur ANDRITZ-Gruppe gehörenden 

Gesellschaft stehen und nachweisen, dass das Eigeninvestment in diesem Zeitraum ununterbrochen gehalten 

wurde, wobei von diesen Erfordernissen im Einzelfall aus wichtigen Gründen abgesehen werden kann. 

Die Ausübung des Aktienoptionsprogramms soll am 1. Mai 2027 beginnen und am 30. April 2031 enden. Die drei 

definierten Kriterien sind unabhängig voneinander. Im Falle der Erfüllung einer der Ausübungsbedingungen gemäß 

den definierten Kriterien können 50% der den jeweiligen Kriterien zugeordneten Optionen sofort nach Beginn der 

Ausübungsfrist, 25% der Optionen nach drei Monaten und die restlichen 25% nach weiteren drei Monaten ausgeübt 

werden. 

Der Bemessungszeitraum für die Erfüllung der Kriterien ist noch nicht abgeschlossen.  

In der zur Abstimmung stehenden neuen Vergütungspolitik wird der LTI-Ansatz überarbeitet. Im Einklang mit der 

aktuellen Marktpraxis wird die langfristige variable Vergütung (LTI) aus einem Performance-Share-Plan bestehen, 

der auf externen Zielen wie der relativen Gesamtrendite für die Aktionäre (rTSR) sowie auf internen finanziellen und 

nichtfinanziellen, quantifizierbaren Nachhaltigkeitszielen basiert. Die Nachhaltigkeitsziele werden sorgfältig aus 

einem vorgegebenen Portfolio von Umwelt-, Sozial- und Governance-Zielen ausgewählt. Die Tranchen des Plans 

werden jährlich gewährt, und die Leistung wird über drei fortlaufende Jahre gemessen, die Zielerreichung nach Ende 

der Dreijahresperiode festgestellt. Unter der Bedingung, dass die neue Vergütungspolitik angenommen wird, 

wird das oben beschriebene Aktienoptionsprogramm 2024 nur für die Vorstandsmitglieder aufgehoben, die 

in die neue Vergütungspolitik übergehen werden. Auf diese Weise kann der neue LTI so schnell wie möglich 

und ohne doppelte Zuteilungen umgesetzt werden. Eine detaillierte Beschreibung der neuen Vergütungspolitik ist 

auf der Website des Unternehmens zu finden: www.andritz.com/remuneration-de.

 
5 wenn der ungewichtete Schlusskurs der ANDRITZ-Aktie im Durchschnitt von zwanzig aufeinander folgenden Handelstagen im Zeitraum von 1. Mai 2026 bis 30. 
April 2027 mindestens 10% über dem Ausübungspreis liegt. 
6 wenn der ungewichtete Schlusskurs der ANDRITZ-Aktie im Durchschnitt von zwanzig aufeinander folgenden Handelstagen im Zeitraum von 1. Mai 2027 bis 30. 
April 2028 mindestens 15% über dem Ausübungspreis liegt. 
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Die den Vorstandsmitgliedern gewährten Optionen aus den Aktienoptionsprogrammen 2020, 2022 und 2024 sowie die im Jahr 2024 ausgeübten Optionen sind nachfolgend dargestellt. Graue 

Zeilen kennzeichnen Optionen, die vor der Tätigkeit als Vorstandsmitglied gewährt wurden: 

  Die allgemeinen Bedingungen der Aktienoptionsprogramme  

Name 
Gewähr-
ungsjahr 

Anzahl der Aktienoptionen bei 
Erreichung des 

Vesting-
Datum 

Aus-
übungs-
preis Verfallsdatum 

Fair value der 
Aktienoptionen 
zum 
Gewährungs-
datum in EUR 

  

Ausstehende 
Optionsrechte 
am 01.01.2024 Ausgeübt Verfallen 

Ausstehende 
Optionsrechte 
am 31.12.2024 

Realisierter Wert der 
ausgeübten Aktienoptionen in 
2024 in EUR1 

Schwellen-
werts Ziels 

Maxi-
mums     

 
    In Shares In Cash 

Joachim Schönbeck 2020 0 37.500 37.500 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 123.000   37.500 15.000 0 22.500 319.500 - 

2022 0 37.500 37.500 01. Mai 2025 38,80 30. April 2029 380.250   - - - - - - 

20242 0 37.500 37.500 01. Mai 2027 57,15 30. April 2031 455.625   - - - - - - 

Dietmar Heinissera) 2020 0 20.000 20.000 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 65.600   10.000 - - 10.000 - - 

2022 0 20.000 20.000 01. Mai 2025 38,80 30. April 2029 202.800   - - - - - - 

20242 0 37.500 37.500 01. Mai 2027 57,15 30. April 2031 455.625   - - - - - - 

Domenico Iacovellib) 2020 0 15.000 15.000 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 49.200  15.000 15.000 0 0 - 481.780 

2022 0 37.500 37.500 01. Mai 2025 38,80 30. April 2029 380.250   - - - - - - 

Humbert Köflerc) 2020 0 37.500 37.500 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 123.000  37.500 37.500 0 0 - 761.122 

2022 0 37.500 37.500 01. Mai 2025 38,80 30. April 2029 380.250  - - - - - - 

Wolfgang Semperd) 2020 0 37.500 37.500 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 123.000  37.500 37.500 0 0 - 1.031.822 

2022 0 37.500 37.500 01. Mai 2025 38,80 30. April 2029 380.250  - - - - - - 

Norbert Nettesheim 2020 0 37.500 37.500 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 123.000   27.500 27.5003 0 0 46.600 759.522 

2022 0 37.500 37.500 01. Mai 2025 38,80 30. April 2029 380.250   - - - - - - 

2024 0 37.500 37.500 01. Mai 2027 57,15 30. April 2031 455.625   - - - - - - 

Jarno Nymarke) 2020 0 20.000 20.000 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 65.600   20.000 - - 20.000 - - 

2022 0 20.000 20.000 01. Mai 2025 38,80 30. April 2029 202.800   - - - - - - 

20242 0 37.500 37.500 01. Mai 2027 57,15 30. April 2031 455.625   - - - - - - 

Frédéric Sauzef) 2020 0 5.000 5.000 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 16.400   5.000 5.000 0 0 - 142.246 

2022 0 7.500 7.500 01. Mai 2025 38,80 30. April 2029 76.050   - - - - - - 

20242 0 37.500 37.500 01. Mai 2027 57,15 30. April 2031 455.625   - - - - - - 

Wolfgang Leitnerg) 
2020 0 37.500 37.500 01. Mai 2023 31,20 30. April 2027 112.500  37.500 0 0 37.500 - - 

1 Berechnet durch Multiplikation der Anzahl der erworbenen Aktien mit der Differenz zwischen dem Ausübungspreis und dem Marktpreis der ANDRITZ-Aktie zum Zeitpunkt der Ausübung. 
2 Vorbehaltlich der Verabschiedung der neuen Vergütungspolitik wird das Programm 2024 als Folge des Übergangs in die neue Vergütungspolitik aufgehoben. 
3 Davon wurden 5.000 Optionen (entspricht 112.000 EUR) im Januar 2025 ausgezahlt, sie werden daher im Vergütungsbericht 2025 ausgewiesen. In ähnlicher Weise wandelte Herr Nettesheim im Dezember 2023 2.000 Optionen 
aus dem SOP 2020 in Aktien und 8.000 Optionen in eine Barauszahlung um. Daher weist der Vergütungsbericht 2023 bis Ende Dezember 2023 27.500 Optionen aus. Der realisierte Wert der 10.000 Optionen wird im Jahr 2024 
ausgewiesen, da die Zahlung Anfang 2024 erfolgte. 
a) Vorstandsmitglied seit 01.04.2023 
b) Beendigung des Vorstandsvertrages mit Wirkung zum 31.03.2024. 
c) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 30.09.2023. 
d) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 29.03.2023. 
e) Vorstandsmitglied seit 01.10.2023. 

f) Vorstandsmitglied seit 30.03.2023. 
g) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 07.04.2022.



 

14/20 

 

Der Aktienbesitz der aktiven Vorstandsmitglieder zum 31.12.2024 (in Stück): 

in EUR Gekauft in 
2024 

Verkauft in 
2024 

Stand 
31.12.2024 

Stand 
31.12.2023 

Joachim Schönbeck 15.000 0 31.200 16.200 

Dietmar Heinissera) 0 0 1.700 1.700 

Norbert Nettesheim 0 0 6.000 6.000 

Jarno Nymarkb) 2.000 0 2.712 712 

Frédéric Sauzec) 398 0 1.101 703 

TOTAL 17.398 0 42.713 25.315 
a) Vorstandsmitglied seit 01.04.2023. 
b) Vorstandsmitglied seit 01.10.2023. 

c) Vorstandsmitglied seit 30.03.2023. 

Die aus dem Aktienoptionsprogrammen gebildeten Vorsorgen7 setzen sich wie folgt zusammen: 

in EUR Aktienoptions-
programm 2024 

Aktienoptions-
programm 2022 

Aktienoptions-
programm 2020 

Gesamt 

2024 
2023 

Kumulierter bilanzieller Wert der 

Vorsorgen per 31.12. 
2.146.603 7.439.486 727.614 10.313.703 6.519.724 

GUV 31.12. 2.146.603 2.879.801 0 5.026.404 3.136.639 

    

Eine spätere Rückzahlung von variablen Vergütungsbestandteilen, die bereits ausbezahlt wurden, ist für Verträge, 

die bis 2018 ausgestellt wurden, nicht vorgesehen. Für Verträge ab 2019 gilt in der Vergütungspolitik im Hinblick 

auf die Regelung C-27 ÖCGK eine Bestimmung, wonach die Gesellschaft die Rückzahlung der variablen 

Vergütungskomponente verlangen kann, wenn sich herausstellt, dass diese auf der Grundlage offensichtlich 

falscher Zahlen gezahlt wurde. Der Aufsichtsrat hat von dieser Regelung für die langfristige variable Vergütung im 

Geschäftsjahr 2024 keinen Gebrauch gemacht. 

  

 
7 Die Aktienoptionsprogramme werden auf Basis der Marktwerte der Optionen am Ausgabetag bewertet. Der Marktwert der Optionen wird auf Basis von Parametern 
wie Volatilität, Zinssatz, Aktienkurs, Laufzeit der Option und erwarteter Dividende ermittelt. Die für die Bestimmung von Marktwerten erforderliche Interpretation von 
Marktinformationen verlangt mitunter subjektive Beurteilungen. Entsprechend können die angeführten Werte auch von den später am Markt realisierten Werten 
abweichen. 
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3.2.2.3. Sonstige Vergütungsbestandteile und Vereinbarungen 

Zahlungen in Zusammenhang mit der Beendigung von Dienstverhältnissen 

Mit dem Ausscheiden von Herrn Domenico Iacovelli im Zusammenhang mit einer Reorganisation der 

Geschäftsbereiche und der Vertragsauflösung zum 31. März 2024 (ursprüngliche Laufzeit bis 07.04.2027) wurden 

vertragsgemäße und mit der Vergütungspolitik konforme Zahlungen in Höhe von 2.018.000 EUR vereinbart, die am 

13. Dezember 2023 festgelegt wurden. Vertragsgemäße und mit der Vergütungspolitik konforme Zahlungen können 

die Fortzahlungen von fixen Bezügen, die Fortzahlungen von variablen Bezügen in Abhängigkeit vom 

Konzernergebnis sowie die gesetzliche Abfertigung auf Basis des § 23 des österreichischen Angestelltengesetzes 

umfassen. Letztere wurde für Herrn Iacovelli nicht beantragt. Von den Zahlungen in Höhe von 2.018.000 EUR 

wurden im Geschäftsjahr 2024 bereits 1.009.000 EUR ausbezahlt. Insgesamt sind die Zahlungen im 

Zusammenhang mit der Beendigung des Dienstverhältnisses ohne wichtigen Grund auf das Zweifache der 

Jahresgesamtvergütung begrenzt und gehen nicht über die Restlaufzeit des Anstellungsvertrages hinaus (in 

Einklang mit Regelung C-27a des ÖCGK). Die Zahlungen für Herrn Iacovelli liegen deutlich unter diesem Limit, da 

sie nur Zahlungen für fixe Vergütung und kurzfristige variable Vergütung für 18 Monate umfassen. Die Zahlungen 

sind in der folgenden Tabelle aufgeschlüsselt: 

in EUR Gesamtbeträge 

Fortzahlung fixer Bezüge für 18 Monate ab April 20241 441.000 

Fortzahlung variable Bezüge für 18 Monate ab April 2024 1.577.000 

GESAMT 2.018.0002 

1 Die Fortzahlung der fixen Vergütung basiert auf dem Grundgehalt, das für die Aufgaben von Herrn Iacovelli als 
Vorstandsmitglied der ANDRITZ-Gruppe gezahlt wird, ohne die Aufgaben als Vorstandsvorsitzender der Schuler 
GmbH. 
2 Davon wurden im Geschäftsjahr 2024 für die Monate April - Dezember 220.500 EUR an Festvergütung und 
788.500 EUR an variabler Vergütung ausbezahlt. 

 

Es gibt keine zusätzlichen Zahlungen im Zusammenhang mit dem Ausscheiden von Domenico Iacovelli, 

insbesondere nicht im Zusammenhang mit dem Arbeitsvertrag. Die einzige ausstehende LTI-Zuteilung zugunsten 

von Domenico Iacovelli (der LTI-Plan 2022) ist mit dem Ende des Vertragsverhältnisses verfallen, so dass alle damit 

verbundenen Optionen verwirkt wurden. 

3.2.3. GEWÄHRTE ODER GESCHULDETE VERGÜTUNG IM GESCHÄFTSJAHR 

In den folgenden Tabellen werden die wiederkehrenden Vorstandsvergütungskomponenten 2023 und 2024 

(gewährte oder geschuldete Bruttobeträge in EUR in Übereinstimmung mit §78c AktG) für aktuelle und ehemalige 

Vorstandsmitglieder dargestellt. 
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Übersicht der wiederkehrenden Vorstandsvergütungskomponenten 2023 und 2024 (gewährte oder geschuldete Bruttobeträge in EUR in Übereinstimmung mit §78c AktG) für aktuelle 

Vorstandsmitglieder  

In EUR 

Joachim Schönbeck Dietmar Heinissera) Norbert Nettesheim Jarno Nymarkb) Frédéric Sauzec) GESAMT 

2024 2023 2024 2023 2024 2023 2024 2023 2024 2023 2024 2023 

Fixe Vergütung 835.000 792.500 400.000 300.196 446.000 446.000 400.000 100.117 400.000 302.352 2.481.000 1.941.165 

Pensionskassenbeiträge 142.000 136.000 60.000 45.000 66.900 66.900 60.000 15.000 60.000 45.000 388.900 307.900 

Sachbezüge 16.139 13.555 13.857 1.450 9.791 9.585 13.748 2.834 2.082 535 55.617 27.959 

Gesamte Fixvergütung 993.139 942.055 473.857 346.646 522.691 522.485 473.748 117.951 462.082 347.887 2.925.517 2.277.024 

Einjährige variable Vergütung (STI) 4.255.061 4.572.782 2.125.048 1.731.589 2.125.048 2.298.291 2.125.048 579.295 2.125.048 1.744.182 12.755.253 10.926.139 

Mehrjährige variable Vergütung 
(LTI, realisierter Wert der im 
Geschäftsjahr ausgeübten 
Optionen) 

319.500 - - - 806.1221 - - - 142.246 - 1.267.868 0 

Gesamte variable Vergütung 4.574.561 4.572.782 2.125.048 1.731.589 2.931.170 2.298.291 2.125.048 579.295 2.267.294 1.744.182 14.023.121 10.926.139 

Gesamtvergütung 5.567.700 5.514.837 2.598.905 2.078.235 3.453.861 2.820.776 2.598.796 697.246 2.729.376 2.092.069 16.948.638 13.203.163 

1 Realisierter Wert der im Jahr 2024 ausgeübten Optionen aus dem Aktienoptionsprogramm 2020 in Aktien und in bar. Die 5.000 Optionen (entspricht 112.000 EUR), die im Dezember 2024 ausgeübt, aber im Januar 2025 
ausgezahlt wurden, werden daher im Vergütungsbericht 2025 ausgewiesen. 

a) Vorstandsmitglied seit 01.04.2023. 
b) Vorstandsmitglied seit 01.10.2023. 

c) Vorstandsmitglied seit 30.03.2023. 
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Übersicht der wiederkehrenden Vergütungsbestandteile für 2023 und 2024 (gewährte oder geschuldete Bruttobeträge in EUR gemäß §78c AktG) für ehemalige Vorstandsmitglieder. Die 

Abfertigungskomponenten für das Grundgehalt und die kurzfristige variable Vergütung nach Beendigung des Dienstverhältnisses beziehen sich auf die im jeweiligen Abfertigungspaket 

vertraglich vereinbarten Zahlungen: 

In EUR 

Domenico Iacovelli a) Humbert Köfler b) Wolfang Semper c) GESAMT 

2024 2023 2024 2023 2024 2023 2024 2023 

Fixe Vergütung 123.000 470.000 - 307.380 - 101.501 123.000 878.881 

Beendigungskomponente. Grundgehalt nach der 
Beschäftigung 

220.500 - 410.000 102.620 - - 630.500 102.620 

Pensionskassenbeiträge 39.000 146.250 - 2.9904 - 10.389 39.000 159.629 

Sachbezüge 1.969 235.5753 - 6.966 - 3.771 1.969 246.312 

Gesamte Fixvergütung 384.469 851.825 410.000 419.956 - 115.661 794.469 1.387.442 

Einjährige variable Vergütung (STI) 534.000 2.298.291 - 1.723.718  554.108 534.000 4.576.117 

Beendigungskomponente; einjährige variable Vergütung 
(STI) nach der Beschäftigung 

788.5001 -  2.125.048 574.573 - - 2.913.548 574.573 

Mehrjährige variable Vergütung (LTI) realisiert im 
Geschäftsjahr 

481.7802 - 761.122 - 1.031.822 - 2.274.724 - 

Gesamte variable Vergütung 1.804.280 2.298.291 2.886.170 2.298.291 1.031.822 554.108 5.722.272 5.150.690 

Gesetzliche Abfertigung gemäß §23 Arbeitsgesetz - - - 299.401 - 797.1755 0 1.096.576 

Gesamtvergütung 2.188.749 3.150.116 3.296.170 3.017.648 1.031.822 1.466.944 6.516.741 7.634.708 
1 Der Wert resultiert aus den Zahlungen in Zusammenhang mit der Beendigung des Dienstverhältnisses von Herrn Iacovelli (Kapitel 3.2.2.3.).  
2 Die ausgeübten Optionen resultieren aus dem Aktienoptionsprogramm 2020, während dessen Herr Iacovelli nicht dem Vorstand angehörte. 
3 Einschließlich Sachleistungen für Wechselkursdifferenzen in Höhe von 197.998 EUR. 
4 Servicekosten für leistungsorientierte Pensionsverpflichtungen. 
5 Davon entfallen 94.588 EUR auf die Zahlung von Urlaubsansprüchen. 
a) Beendigung des Vorstandsvertrages mit Wirkung zum 31.03.2024. Die Beendigungsbestandteile basieren auf dem geltenden Arbeitsvertrag, der ursprünglich vom 08.04.2022 bis 07.04.2027 datiert ist. 
b) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 30.09.2023. Die Beendigungsbestandteile basieren auf der geltenden Vertragsverlängerung, die ursprünglich vom 01.04.2020 bis 31.03.2025 datiert ist und wurden auf 
der 117. Hauptversammlung im Jahr 2024 präsentiert und genehmigt. 
c) Austritt aus dem Vorstand mit Wirkung zum 29.03.2023. 
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3.3. AUSBLICK VERGÜTUNGSPOLITIK 2025 

Gemäß den gesetzlichen Bestimmungen muss die Vergütungspolitik im Falle wesentlicher Änderungen, spätestens 

aber alle vier Jahre, der Hauptversammlung vorgelegt werden. Im Fall der ANDRITZ-Gruppe wäre dies somit 2025 

der Fall. Vor diesem Hintergrund und als Konsequenz aus den anhaltend nicht zufriedenstellenden 

Zustimmungswerten zum Vergütungsbericht auf den Hauptversammlungen hat der Aufsichtsrat unabhängige 

Beratungsunternehmen beauftragt, eine neue Vergütungspolitik für den Vorstand zu entwickeln, wobei die 

gesetzlichen Vorgaben sowie die Erwartungen von Investoren und Stimmrechtsberatern zu berücksichtigen waren. 

Basierend auf den erarbeiteten Vorschlägen legte der Nominierungs- und Vergütungsausschuss unter 

Einbeziehung des Vorstands die neue Vergütungspolitik für den Vorstand fest, die vom Aufsichtsrat mit Wirkung 

zum 1. Januar 2025 genehmigt wurde. Sie wird der 118. ordentlichen Hauptversammlung zur Genehmigung 

vorgelegt. Nach Genehmigung wird die neue Vergütungspolitik rückwirkend in den zu überarbeitenden Verträgen 

der Vorstandsmitglieder ab dem 1. Januar 2025 angewendet, wofür deren Einverständnis vorliegt. 

Bei der Entwicklung der neuen Vergütungspolitik für den Vorstand wurden neben der gängigen Marktpraxis auch 

das unterjährig erhaltene Feedback von Investoren und Stimmrechtsberatern berücksichtigt, um eine 

Vergütungspolitik sicherzustellen, die die Interessen der Aktionäre und des Vorstands in größtmöglichem Maße in 

Einklang bringt und mit den Markterwartungen übereinstimmt. Besonders hervorzuheben sind folgende Elemente 

der Vergütungspolitik für den Vorstand: a) Kürzung der Gesamtbezüge (fest plus variabel) jedes Vorstandsmitglieds, 

da diese durch die bisherige Vergütungspolitik aufgrund der reinen Gewinnbeteiligung über Marktniveau gestiegen 

waren. b) Erhebliche Kürzung der kurzfristigen und Erhöhung sowie Verlängerung der langfristigen variablen 

Vergütung mit klar definierten Obergrenzen („Auszahlungscaps”). Die Vergütungspolitik sieht für den STI einen 

Zielbonus vor, der auf finanziellen sowie nicht-finanziellen, quantifizierbaren Nachhaltigkeitszielen basiert und klar 

definierte Gewichtungen, Untergrenzen, Ziele und Obergrenzen umfasst. Die langfristige variable Vergütung (LTI) 

soll zukünftig aus einem Performance Share Plan bestehen, der auf externen Zielen wie der relativen Aktienrendite 

(relative Total Shareholder Return, rTSR) sowie finanziellen und nicht-finanziellen, quantifizierbaren 

Nachhaltigkeitszielen basiert. Jedes Zielkriterium ist mit einer klar definierten Gewichtung hinterlegt. Die 

Zielerreichung soll im Unterschied zum heutigen System erst nach Ablauf des dreijährigen Leistungszeitraums 

festgestellt werden. Darüber hinaus kann die Höhe der variablen Vergütung für neue Vorstandsmitglieder um 20 % 

im Vergleich zur in der Richtlinie festgelegten Zielvergütung für einen Zeitraum von maximal 18 Monaten reduziert 

werden. Die Vergütungspolitik setzt eine Vergütungsstruktur fest, die eine stärker ausbalancierte Gewichtung 

zwischen kurzfristigen und langfristigen Anreizen vorsieht. c) Erhöhung der festen Vergütung auf Marktniveau. d) 

Die Vergütung wird um umfassende Aktienerwerbs- und Aktienhalteverpflichtungen (“Share Ownership Guidelines”) 

ergänzt, die sich in ihrer Höhe an der aktuellen Marktpraxis orientieren. Die Share Ownership Guidelines sind ein 

weiterer Baustein, der die Angleichung der Interessen von Vorstand und Aktionären fördert und zusätzliche Anreize 

zur Förderung der Geschäftsstrategie und langfristigen Entwicklung der ANDRITZ-Gruppe setzt. 

Die bisherige Vergütungspolitik der ANDRITZ-Gruppe basiert auf einem Anreizsystem, das zu einer starken 

Steigerung der finanziellen Unternehmensperformance sowie einer deutlichen Verbesserung der Arbeitssicherheit 

geführt hat. Dies spiegelt sich auch in der nachhaltigen Steigerung des Unternehmenswerts wider, was im Einklang 

mit den Interessen der Aktionäre steht. Die Neuerungen in der Vergütungspolitik werden die Transparenz der 

gewährten Vergütung, Zielerreichung und resultierenden Auszahlungen erhöhen. Dabei wurde Wert daraufgelegt, 

ein attraktives, einfaches, faires und leistungsbezogenes System beizubehalten, um weiterhin eine langfristige und 

nachhaltige Unternehmensentwicklung im Sinne der Aktionäre zu fördern. 

3.4. AUFSICHTSRATSVERGÜTUNG 

Das Vergütungssystem für den Aufsichtsrat der ANDRITZ-Gruppe setzt sich aus einer fixen Pauschalvergütung und 

einem anwesenheitsabhängigen Sitzungsgeld zusammen. Jedes gewählte Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine 

jährlich fixe Pauschalvergütung in Höhe von 30.000 EUR. Der Stellvertreter des Vorsitzenden erhält eine jährliche 

Pauschalvergütung von 45.000 EUR, der Vorsitzende in Höhe von 60.000 EUR. Die jährliche zusätzliche Vergütung 

für die Vorsitzende des Prüfungsausschusses beträgt 15.000 EUR. Die Jahresbeträge werden pro rata temporis 

ausbezahlt. 
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Die von den Arbeitnehmervertretern nominierten Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten keine Aufsichtsratsvergütung. 

Die Aufsichtsratsvergütungen für das Geschäftsjahr 2024 betragen in Summe 330.000 EUR (2023: 327.500 EUR). 

Die Aufteilung auf die einzelnen Aufsichtsratsmitglieder ist wie folgt: 

in EUR Pauschalvergütung Sitzungsgelder Gesamt 2024 Gesamt 2023 

Wolfgang Leitnera) 

(Vorsitzender des Aufsichtsrats) 

56.250 15.000 71.250 60.000 

Elisabeth Stadlerb) 

(Stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats) 

33.750 12.500 46.250 - 

Wolfgang Bernhard 30.000 15.000 45.000 42.500 

Jürgen Hermann Fechter 30.000 15.000 45.000 45.000 

Alexander Isola 30.000 15.000 45.000 45.000 

Regina Prehoferc) 

(Vorsitzende des Prüfungsausschusses) 

33.750 12.500 46.250 - 

Alexander Leebd) 15.000 2.500 17.500 75.000 

Monika Kirchere) 11.250 2.500 13.750 60.000 

GESAMT 240.000 90.000 330.000 327.500 
a) Vorsitzender des Aufsichtsrats seit dem 08.04.2024. Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats bis zum 07.04.2024. 
b) Stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats seit dem 21.03.2024. 
c) Mitglied des Aufsichtsrats seit dem 21.03.2024. 
d) Ehemaliger Vorsitzender des Aufsichtsrats bis 21.03.2024. 
e) Ehemaliges Mitglied des Aufsichtsrats und Vorsitzende des Prüfungsausschusses bis 21.03.2024. 

Erworbene Ansprüche und Auszahlungen im Geschäftsjahr: 

in EUR Jahr Erworbener 
Anspruch 

Auszahlung in 
2024 

Geschuldeter 
Betrag 

Wolfgang Leitnera) 

(Vorsitzender des Aufsichtsrats) 

2024 71.250 0 71.250 

 Vorjahr 60.000 60.000 0 

Elisabeth Stadlerb) 

(Stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats) 

2024 46.250 0 46.250 

 Vorjahr 0 0 0 

Wolfgang Bernhard 2024 45.000 0 45.000 

 Vorjahr 42.500 42.500 0 

Jürgen Hermann Fechter 2024 45.000 0 45.000 

 Vorjahr 45.000 45.000 0 

Alexander Isola 2024 45.000 0 45.000 

 Vorjahr 45.000 45.000 0 

Regina Prehoferc) 2024 46.250 0 46.250 

 Vorjahr 0 0 0 

Alexander Leebd) 2024 17.500 0 17.500 

 Vorjahr 75.000 75.000 0 

Monika Kirchere) 2024 13.750 0 13.750 

 Vorjahr 60.000 60.000 0 

TOTAL   327.500 330.000 
a) Vorsitzender des Aufsichtsrats seit 08.04.2024. Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats bis 07.04.2024. 
b) Stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats seit 21.03.2024. 
c) Mitglied des Aufsichtsrats seit 21.03.2024. 
d) Ehemaliges Mitglied des Aufsichtsrats bis 21.03.2024. 
e) Ehemaliges Mitglied des Aufsichtsrats und Vorsitzende des Prüfungsausschusses bis 21.03.2024.  
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4. SONSTIGE INFORMATIONEN UND ERLÄUTERUNGEN 

Die jährliche Veränderung der Gesamtvergütung des Vorstands, des Aufsichtsrats, des wirtschaftlichen Erfolgs der 

Gesellschaft sowie der Entlohnung der sonstigen Beschäftigten der Gesellschaft auf Basis der Anzahl der 

Beschäftigten zum 31.12.2024 werden in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. Die Entwicklung der geschuldeten 

Gesamtvergütung des Vorstands stellt sich heterogen dar, was insbesondere auf die schrittweise Neubesetzung 

des Vorstands sowie die Reorganisation der Geschäftsbereiche und Vorstandsressorts zurückzuführen ist. 

Jährliche Veränderung 2024 

Davon 
aufgrund 

Ausübung der 
Aktienoptionen 

in 2024 

Ver-
änderung 

2024 zu 
2023 

2023 
2023 

zu 
2022 

2022 
zu 

2021 

2021 
zu 

2020  

  in EUR in EUR in % in EUR in % in % in % 

Vergütungsanspruch der Vorstandsmitgliedera)   
 

          

Joachim Schönbeck (Mandat seit 08.04.2022). 
Vorstandsvorsitzender 

5.567.700 319.500 1% 5.514.837 31% 83% 46% 

Dietmar Heinisser (Mandat seit 01.04.2023). 2.598.905 0 25% 2.078.235 - - - 

Norbert Nettesheim (Mandat seit 06.12.2019) 3.453.861 806.122 22% 2.820.776 17% 29% 47% 

Jarno Nymark (Mandat seit 01.10.2023) 2.598.796 0 273% 697.246 - - - 

Frédéric Sauze (Mandat sei 30.03.2023) 2.729.376 142.246 30% 2.092.069 - - - 

Vergütungsanspruch ehemaliger Vorstandsmitgliederb)               

Domenico Iacovelli (Mandat bis 31.03.2024) 2.188.749 481.780 -31% 3.150.116 61% - - 

Humbert Köfler (Mandat bis 30.09.2023) 3.296.170 761.122 9% 3.017.648 25% 10% 49% 

Wolfgang Semper (Mandat bis 29.03.2023) 1.031.822 1.031.822 -30% 1.466.944 -39% 11% 49% 

Gesamtvergütungsanspruch aktiver und ehemaliger 
Vorstandsmitgliederc) 

23.465.379 3.542.592 13% 20.837.871 17% 38% 47% 
        

Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder   
 

          

Wolfgang Leitner (Mandat seit 2022). 
Vorsitzender des Aufsichtsratsd) 

71.250 - 19% 60.000 30% - - 

Elisabeth Stadler (Mandat seit 2024). 
Stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsratse) 

46.250 - - - - - - 

Wolfgang Bernhard (Mandat seit 2020) 45.000 - 6% 42.500 -6% 6% 113% 

Jürgen Hermann Fechter (Mandat seit 2016) 45.000 - 0% 45.000 6% 0% 0% 

Alexander Isola (Mandat seit 2016) 45.000 - 0% 45.000 0% 6% 0% 

Regina Prehofer (Mandat seit 2024)f) 46.250 - - - - - - 

Vergütung ehemaliger Aufsichtsratsmitglieder              

Alexander Leeb (Mandat bis 2024) 17.500 - -77% 75.000 5% 24% 15% 

Monika Kircher (Mandat bis 2024) 13.750 - -77% 60.000 0% 4% 0% 
               

Wirtschaftlicher Erfolg der Gesellschaft              

Konzernergebnis nach Steuern in MEUR 497 - -1% 504 25% 25% 58% 

Vergütung der sonstigen Beschäftigten in MEUR 1.811 - 4% 1.738 9% 10% 4% 

Anzahl der sonstigen Beschäftigten8 30.003 - 1% 29.717 2% 9% -2% 

Durchschnittliche Entlohnung der sonstigen 
Beschäftigten9 

60.354 - 3% 58.471 6% 1% 5% 

Vorstandsvorsitzender/Mitarbeiter Ratio (Durchschnitt) 92 - -2% 94 -8% 28% 37% 

a) Gesamtvergütungsanspruch für aktive Vorstandsmitglieder, bestehend aus gewährter oder geschuldeter Vergütung (Kapitel 3.2.3.). 
b) Gesamtvergütungsanspruch für ehemalige Vorstandsmitglieder, die im entsprechenden Geschäftsjahr Zahlungen erhalten haben und 
Abfindungszahlungen.  
c) Gesamtvergütungsanspruch aller aktiven und ehemaligen Vorstandsmitglieder, die im entsprechenden Geschäftsjahr Zahlungen erhalten 
haben und Abfindungszahlungen. 
d) Vorsitzender des Aufsichtsrats seit 08.04.2024. Stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrats bis 07.04.2024. 
e) Stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrats seit 21.03.2024. 
f) Mitglied des Aufsichtsrats seit 21.03.2024. 

 
8Anzahl der Beschäftigten zum 31. Dezember des jeweiligen Geschäftsjahres, ohne Auszubildende und unbezahlte Urlaube; Anzahl der Vollzeitäquivalente nicht 
verfügbar. 
9 Auf der Grundlage der Zahl der Beschäftigten zum 31. Dezember. 
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1. EINLEITUNG 

Der Aufsichtsrat ist für die Gestaltung, Umsetzung und regelmäßige Überprüfung der Vergütungspolitik für den Vor-

stand verantwortlich. Der Fokus der Vergütungspolitik der ANDRITZ-Gruppe liegt darauf, die Vergütung des Vor-

stands mit den langfristigen Zielen des Unternehmens, der Wertschöpfung für Aktionäre und Stakeholder, in Ein-

klang zu bringen. Die Ziele umfassen das langfristige profitable Wachstum der ANDRITZ-Gruppe und insbesondere 

die kontinuierliche Steigerung von Erträgen und Rentabilität. Darüber hinaus werden auch die Umwelt-, Sozial- und 

Governance-Ziele des Unternehmens zur Bestimmung variabler Vergütungskomponenten herangezogen und för-

dern somit die weitere nachhaltige Entwicklung der ANDRITZ-Gruppe. 

Darüber hinaus stellt der Aufsichtsrat sowohl eine angemessene als auch wettbewerbsfähige Vergütung zur Gewin-

nung und langfristigen Bindung hochqualifizierter Vorstandsmitglieder in einem leistungsorientieren Umfeld sicher. 

Bei der Festlegung des Vergütungsrahmens für Vorstandsmitglieder berücksichtigt der Nominierungs- und Vergü-

tungsausschuss des Aufsichtsrats auch die Gehaltsentwicklung der Gesamtbelegschaft einschließlich leitender An-

gestellter, um sicherzustellen, dass die Vergütung des Vorstands konsistent und vertikal angemessen im Konzern-

kontext ist.  

2. HINTERGRUND ZU DEN ÄNDERUNGEN IN DER 
VORSTANDSVERGÜTUNG  

Bei der jährlichen Hauptversammlung am 21.03.2024 erhielt der Vergütungsbericht 2023 der ANDRITZ-Gruppe eine 

Zustimmung von 52,37% durch die Aktionäre. Die niedrige Zustimmungsrate weist auf eine große Unzufriedenheit 

der Aktionäre mit der offengelegten Vergütung für das Geschäftsjahr 2023 hin. Investoren und Stimmrechtsberater 

kritisierten die Struktur der jährlichen variablen Vergütung (Short-term-incentive – STI) und der mehrjährigen vari-

ablen Vergütung (Long-term-incentive – LTI). Auf der Grundlage historischer Auszahlungsbeträge äußerten einige 

Investoren und Stimmrechtsberater Bedenken hinsichtlich der wahrgenommenen relativen Unterrepräsentierung 

der langfristigen Anreize. 

Dem Aufsichtsrat ist die die Bedeutung dieser Rückmeldung bewusst und er hat daher intensiv mit Aktionären, 

Corporate Governance- und externen Vergütungsberatern zusammengearbeitet, um potenzielle Verbesserungen 

der Vergütungspolitik zu identifizieren und umzusetzen. Die Rückmeldungen führten zu umfangreichen Änderungen. 

Die Einzelheiten der neuen Vergütungspolitik sind untenstehend detailliert aufgeführt. Die neue Vergütungspolitik 

wird auf der 118. ordentlichen Hauptversammlung am 27. März 2025 zur Abstimmung gestellt. Wie erwähnt zielt die 

neu gestaltete Vergütungspolitik darauf ab, die Vergütung des Vorstands mit den langfristigen Zielen des Unterneh-

mens in Einklang zu bringen, darunter die Wertschöpfung für Aktionäre und Stakeholder, einschließlich eines lang-

fristigen profitablen Wachstums und einer Weiterentwicklung bezüglich der ESG-Ziele des Unternehmens. 

Vorbehaltlich der Genehmigung durch die Hauptversammlung wird die Vergütungspolitik für einen Zeitraum von 

maximal vier Jahren mit rückwirkender Wirkung ab dem 1. Januar 2025 gelten, es sei denn, in der Zwischenzeit 

wird eine neue Vergütungspolitik vorgeschlagen und von den Aktionären genehmigt. Die Vorstandsmitglieder der 

ANDRITZ-Gruppe haben einer rückwirkenden Anpassung ihrer Vorstandsverträge zum 1. Januar 2025 auf Basis 

der neuen Vergütungspolitik bereits vertraglich zugestimmt. Der Aufsichtsrat wird die Vergütungspolitik regelmäßig 

überprüfen und weiterhin Rückmeldungen von Aktionären und Stimmrechtsberatern aufnehmen sowie Veränderun-

gen in den regulatorischen Rahmenbedingungen sowie der gängigen Marktpraxis berücksichtigen (z. B. Vergü-

tungsveränderungen innerhalb der Peer-Gruppe, geänderte Anforderungen im Aktiengesetz, etc.). 

3. WESENTLICHE ÄNDERUNGEN AN DER VERGÜTUNGSPOLITIK 2025 

Im Rahmen der Überprüfung der Vergütungspolitik wurde das neue Vergütungssystem auf ein Zielsystem mit defi-

nierten Zielen, Schwellen- und Maximalwerten umgestellt und sichergestellt, dass die Beträge und Strukturen der 

Vorstandsvergütung den Marktstandards sowie den regulatorischen und kapitalmarktrechtlichen Anforderungen ent-

sprechen. 

Für die variablen Vergütungskomponenten stellt die Einführung eines zielbasierten Vergütungssystems eine klare 

Verbindung zwischen definierten Zielen, ihrer Erreichung und der Höhe der ausgezahlten variablen Vergütungs-

komponenten sicher. Die bisherige Übergewichtung der kurzfristigen variablen Vergütungskomponenten im 
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Vergleich zu den langfristigen variablen Vergütungskomponenten wurde der internationalen Marktpraxis sowie den 

Anforderungen von Investoren und Stimmrechtsberatern folgend angepasst und zu Gunsten der langfristigen vari-

ablen Vergütung umgewichtet. Das Verhältnis zwischen kurzfristigen und langfristigen variablen Komponenten 

wurde so angepasst, dass die langfristige variable Vergütung im Ziel 125% des jährlichen Grundgehalts für Vor-

standsmitglieder beträgt, während die kurzfristige variable Komponente im Ziel bei 80% des jährlichen Grundgehalts 

liegt. Die maximale Auszahlung beträgt 200% des jeweiligen Zielbetrags für sowohl die kurzfristige als auch die 

langfristige variable Vergütung. Darüber hinaus wird eine Auszahlung unterhalb einer jährlich festgelegten Leistung 

für jedes Ziel auf null gesetzt. 

Die Aktienhalteverpflichtung ist derzeit auf einen Betrag von 40.000 EUR festgelegt. Für den Vorstandsvorsitzenden 

wird gemäß der neuen Richtlinie die Anforderung erheblich auf 150% des jährlichen Grundgehalts erhöht und für 

die anderen Vorstandsmitglieder auf 100% des jährlichen Grundgehalts. Dies kann über einen Zeitraum von 4 Jah-

ren ab der Ernennung aufgebaut werden. 

Die wesentlichen Änderungen der Vergütungspolitik sind nachstehend zusammengefasst: 

Wesentliche Änderungen der Vergütungspolitik 

Vergütungs-

bestandteil 

Veränderungen Begründung / Strategiebezug 

Gesamtzielver-

gütung 

Signifikante Reduzierung um mehr als 20% sowohl für den Vor-

standsvorsitzenden als auch für Vorstandsmitglieder. 

Neuausrichtung des Gehaltsmix und -niveaus 

im Einklang mit dem Marktumfeld und der 

Peer-Gruppe. 

Fixes jährli-

ches Grund-

gehalt 

Angleichung an das mittlere Marktniveau in der Peer-Gruppe 

von 835.000 EUR auf 1,4 Millionen EUR (Vorstandsvorsitzen-

der) bzw. von 400.000 EUR auf 750.000 EUR (Vorstandsmit-

glied). 

Die Analyse der Grundgehälter der Peer-

Gruppe zeigt ein deutliches Unterschreiten im 

Vergleich zur Marktpraxis. Dies war in der Ver-

gangenheit häufig ein Hindernis bei der Rekru-

tierung von Vorstandsmitgliedern. 

Kurzfristige 

variable 

Vergütung 

(Short-term- 

Incentive – STI) 

Abschaffung der Gewinnbeteiligung und Einführung eines ziel-

basierten STI mit einer Reduzierung des STI-Zielniveaus um 

etwa 70%: von etwa 4,5 Mio. EUR auf 1,1 Mio. EUR beim Vor-

standsvorsitzenden und von 2,3 Mio. EUR auf 600.000 EUR 

beim Vorstandsmitglied durch eine umfassende Neugewichtung 

der variablen Vergütungskomponenten; der STI hat im Ver-

gleich zum LTI eine geringere Gewichtung. Die kurzfristige vari-

able Zielvergütung liegt bei 80% des Grundgehalts der Vor-

standsmitglieder mit einer Gesamtobergrenze von 200% des 

Zielwertes. Bei Neubestellungen kann für die ersten 18 Monate 

ein reduziertes Zielniveau von 60% des Grundgehalts gelten.  

Der STI hat eine vordefinierte Auszahlungskurve mit minimalen, 

Ziel- und maximalen Leistungserwartungen. Die Möglichkeit, 

wie unter der Gewinnbeteiligung Zahlungen vorzutragen, wurde 

abgeschafft. 

Die variablen Vergütungskomponenten wurden 

der Marktpraxis und den Anforderungen der In-

vestoren und Stimmrechtsberatern folgend 

deutlich zu Gunsten der langfristigen variablen 

Vergütung umgewichtet. 

Die Einführung eines zielbasierten STI stellt 

eine klare Verbindung zwischen Vergütung und 

Unternehmensleistung sicher. 

Die Einführung von Auszahlungsobergrenzen 

und die Abschaffung der Vortragsmöglichkeit 

sind im Einklang mit dem österreichischen Akti-

engesetz und dem Österreichischen Corporate 

Governance Kodex (ÖCGK). 

Langfristige 

variable 

Vergütung  

(Long-term- 

Incentive – LTI) 

Einstellung des Aktienoptionsprogramms und Einführung eines 

Performance Share Unit-Plans mit gleichzeitiger Erhöhung des 

Zielniveaus von 225.000 EUR (annualisierter Fair Value des 

zweijährlichen Aktienoptionsprogramms für Vorstandsvorsitzen-

den und Vorstandsmitglieder) auf 1,8 Mio. EUR (Vorstandsvor-

sitzender) bzw. 940.000 EUR (Vorstandsmitglied) durch eine 

umfassende Neugewichtung der variablen Vergütungskompo-

nenten; der LTI hat ein höheres Gewicht im Vergleich zum STI. 

Die langfristig variable Zielvergütung liegt bei 125% des Grund-

gehalts der Vorstandsmitglieder, wobei die maximale Aktienzahl 

auf 150% der am Anfang der Laufzeit gewährten Aktienanzahl 

begrenzt ist. Der Wert der ausbezahlten Aktien ist zusätzlich auf 

einen Maximalwert von 200% des Zielwerts begrenzt. Bei Neu-

bestellungen kann für die ersten 18 Monate ein reduziertes Ziel-

niveau von 100% des Gehalts gelten. Der LTI hat eine 

 Die variablen Vergütungskomponenten wurden 

der Marktpraxis und den Anforderungen der In-

vestoren und Stimmrechtsberatern folgend 

deutlich zu Gunsten der langfristigen variablen 

Vergütung umgewichtet. Die Leistungsperiode 

im Rahmen des Performance Share Unit-Plans 

entspricht ebenfalls den Erwartungen der Aktio-

näre und des Kapitalmarkts. Der Plan ent-

spricht insgesamt dem österreichischen Aktien-

gesetz und dem ÖCGK. 
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vordefinierte Auszahlungskurve mit minimalen, Ziel- und maxi-

malen Leistungserwartungen. Der Leistungszeitraum wird von 1 

Jahr auf 3 Jahre verlängert. 

Aktienhalte-

verpflichtung 

Erhebliche Erhöhung der Aktienhalteanforderungen: 150% des 

Grundgehalts für den Vorstandsvorsitzenden und 100% für die 

anderen Vorstandsmitglieder. Zuvor bestand die Anforderung 

lediglich in einem absoluten Wert von 40.000 EUR pro Vor-

standsmitglied. 

Die Angleichung der Interessen der Vorstands-

mitglieder mit denen der Aktionäre wird umfas-

send durch die Aktienhalteverpflichtung sicher-

gestellt und durch die Umsetzung von Malus- 

und Clawbackregelungen verstärkt. 

4. HAUPTMERKMALE DER NEUEN VERGÜTUNGSPOLITIK 

Die Vergütungspolitik definiert die Grundsätze zur Bestimmung der Vorstandsvergütung der ANDRITZ-Gruppe. Das 

Hauptziel der Vergütungspolitik ist es, die langfristige und nachhaltige Unternehmensentwicklung sowie die Umset-

zung der Unternehmensstrategie im Interesse der Aktionäre zu fördern und die Vergütung des Vorstands einfach, 

klar und transparent zu gestalten. 

In Übereinstimmung mit den Empfehlungen des Österreichischen Corporate Governance Kodex (ÖCGK) setzt sich 

die Vergütung aus einer fixen Vergütungskomponente sowie aus kurzfristigen variablen und langfristigen variablen 

Vergütungskomponenten zusammen. Die variable Vergütung für die ersten 18 Monate nach der Bestellung in den 

Vorstand kann um 20 – 25% gegenüber der Zielvergütung gemäß der Richtlinie reduziert werden. 

Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Bestandteile der neuen Vergütungspolitik für die Vorstandsmit-

glieder. Die Tabelle bietet auch eine Übersicht über die Struktur der einzelnen Vergütungskomponenten und erläu-

tert ihre Ziele, insbesondere hinsichtlich der Förderung der langfristigen Entwicklung der ANDRITZ-Gruppe. 

Überblick über die Vergütung des Vorstands 

Vergütungsbestand-

teil 

(Zielwert in %) 

Ausgestaltung Strategiebezug 

Fixe erfolgsunabhängige Vergütungsbestandteile 

Fixe Vergütungskom-

ponente 

(31-32% der gewährten 

Gesamtzielvergütung)  

 

Die Vorstandsmitglieder erhalten ein festes Grundgehalt, das in vierzehn 

monatlichen Raten im Voraus entsprechend den marktüblichen Niveaus 

gezahlt wird. 

Die fixen Vergütungskomponen-

ten sollen internationalen Kandi-

daten ein attraktives fixes Vergü-

tungspaket für die Entwicklung, 

Steuerung und Umsetzung der 

Strategie der  

ANDRITZ-Gruppe bieten. Dar-

über hinaus ermöglichen die fi-

xen Vergütungskomponenten 

den Vorstandsmitgliedern, ihre 

zukünftige Rente zu planen und 

bieten einen finanziellen Schutz. 

Nebenleistungen 

(<1% der gewährten 

Gesamtzielvergütung; 

könnte in Jahren mit 

vorübergehenden Um-

zugsleistungen höher 

sein) 

 

Jedem Vorstandsmitglied steht ein Dienstwagen zur privaten Nutzung zur 

Verfügung. Darüber hinaus werden eine D&O-Versicherung, Lebensversi-

cherung, Berufsunfähigkeits- und Krankheitskosten sowie die fortlaufende 

Zahlung der Vergütung für bis zu sechs Monate im Krankheitsfall über-

nommen. Vorstandsmitglieder, die umziehen müssen, stehen zusätzliche 

vorübergehende Leistungen für bis zu zwei Jahre ab der Ernennung zur 

Verfügung, um Aufwendungen für den Betrieb von zwei Haushalten zu 

decken. Kosten, die dem Vorstandsvorsitzenden im Zusammenhang mit 

zivil-, straf- oder anderen behördlichen Verfahren entstehen, werden er-

stattet – außer bei grober Pflichtverletzung. 

Betriebliche Alters-

vorsorge 

(<4% der gewährten 

Gesamtzielvergütung) 

Die ANDRITZ-Gruppe bietet allen Vorstandsmitgliedern eine beitragsori-

entiere Altersvorsorge auf Rückversicherungsbasis an. 

Variable erfolgsabhängige Vergütungsbestandteile 

Kurzfristige variable 

Vergütung (Short-

term incentive – STI) 

(25% der gewährten 

Gesamtzielvergütung) 

Der leistungsbezogene STI basiert auf unabhängigen finanziellen und 

nicht-finanziellen Komponenten. Die finanzielle Komponente basiert für 

Vorstandsmitglieder ohne Geschäftsbereichsverantwortung auf dem be-

richteten Konzernergebnis (mit einem Gewicht von 85% des STI). Für 

Vorstandsmitglieder mit Geschäftsbereichsverantwortung basieren die 

Der STI setzt ambitionierte An-

reize für nachhaltiges Wachstum 

und die Maximierung des finan-

ziellen Erfolgs der ANDRITZ-

Gruppe, gemessen am 
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– Neubestellungen < 

23%  

finanziellen Kennzahlen auf dem berichteten Konzernergebnis der AND-

RITZ-Gruppe (mit einem Gewicht von 50%) und der EBITA-Marge des 

Geschäftsbereichs (mit einem Gewicht von 35%). 

Die nicht-finanzielle Komponente basiert für alle Vorstandsmitglieder auf 

ESG-Zielen (mit einem Gewicht von 15% des STI). Die Auswahl der ESG-

Ziele wird vom Aufsichtsrat zu Beginn des jeweiligen Geschäftsjahres 

festgelegt. Typische Ziele sind die Reduzierung von CO2, Wasser oder 

Abfall, Kundenzufriedenheit, Mitarbeiterengagement, Häufigkeit von Ar-

beitsunfällen, oder die Erfüllung von Compliance-Anforderungen. Mindes-

tens eines der ESG-Ziele im STI oder LTI ist ein klimabezogenes Ziel. 

Der Zielbetrag beträgt 80% des Grundgehalts (bei Neubestellungen 

ggfs.60%). Die Gesamtauszahlung pro Jahr ist auf 200% des Zielwertes 

begrenzt. Das Nichterreichen der Mindestziele führt zu keiner Auszah-

lung. 

Konzernergebnis und EBITA-

Marge und ESG-Zielen. Das 

Konzernergebnis stellt eine hohe 

Rentabilität als Grundlage für die 

langfristige Unternehmensstrate-

gie und Wertschöpfung sicher. 

Die ESG-Ziele gewährleisten 

nachhaltige Geschäftsaktivitäten 

und die Berücksichtigung der In-

teressen der Aktionäre. 

Langfristige variable 

Vergütung (Long-term 

incentive – LTI)  

(39 - 40% der gewähr-

ten Gesamtzielvergü-

tung) – Neubestellun-

gen 37% 

Die mehrjährige variable Vergütung basiert auf einem Performance Share 

Unit (PSU)-Plan mit einer Leistungsperiode von 3 Jahren. Die Leistung 

basiert auf unabhängigen finanziellen und nicht-finanziellen Zielen. Dazu 

gehören die relative Aktienrendite (relative Total Shareholder Return – 

TSR) gegenüber dem STOXX® Europe 600 Industrial Goods & Services 

Index (mit einem Gewicht von 40% des LTI), EBITA (mit einem Gewicht 

von 50%) und ESG-Ziele (mit einem Gewicht von 10%). Mindestens eines 

der ESG-Ziele im STI oder LTI ist ein klimabezogenes Ziel. 

Das Nichterreichen der Schwellenwerte führt zu keiner Aktienzuteilung. 

Der Zielbetrag beträgt 125% des Grundgehalts (bei Neubestellungen 

ggfs. 100%) und die maximale Zuteilung 150% der gewährten Aktien. Der 

Geldwert darf jedoch den Maximalwert von 200% des Zielwerts nicht 

überschreiten. 

Der LTI stellt sicher, dass der 

Vorstand mit den langfristigen 

Zielen des Unternehmens und 

seiner Aktionäre übereinstimmt. 

Die langfristige Ausrichtung wird 

durch das relative Gewicht des 

LTI im Vergleich zum STI betont. 

 

Das Kurswachstumsziel der Ak-

tie fördert nachhaltiges positives 

Unternehmenswertwachstum, 

das EBITA-Ziel fördert nachhal-

tige Rentabilität und das ESG-

Ziel fördert nachhaltige und so-

zial verantwortliche Geschäftstä-

tigkeiten. 

Weitere Vergütungsregelungen 

Clawback Regelun-

gen 

Die variable Vergütungsbestandteile unterliegen einer Rückforderungs-

möglichkeit (Clawback). 

Die Rückforderungsregeln er-

möglichen es dem Aufsichtsrat, 

verantwortungsbewusst gegen 

individuelles Fehlverhalten vor-

zugehen. 

Aktienerwerbs- und 

Aktienhalteverpflich-

tungen 

Der Vorstandsvorsitzende muss einen Anteil von 150% des Grundgehalts 

in Aktien aufbauen; die anderen Vorstandsmitglieder müssen einen Anteil 

von 100% des Grundgehalts aufbauen. Alle Vorstandsmitglieder haben 

eine Frist von 4 Jahren ab dem Beginn dieser Richtlinie oder, für neue 

Vorstandsmitglieder, ab ihrer Bestellung, um die Anforderung zu erfüllen. 

Die Aktien müssen für einen Zeitraum von 1 Jahr nach Beendigung des 

Arbeitsverhältnisses gehalten werden. 

Die Anforderungen an den Er-

werb und das Halten von Aktien 

fördern die Aktienausrichtung für 

den Vorstand und bieten zusätz-

liche Anreize zur Förderung der 

Geschäftsstrategie und langfristi-

gen Entwicklung der ANDRITZ-

Gruppe. 
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Der Aufsichtsrat hat ein Portfolio relevanter und quantifizierbarer ESG-KPIs definiert, aus dem er bei der Auswahl 

von ESG-Zielen für die STI und LTI wählen kann (siehe Tabelle unten).1 Mindestens ein Ziel im STI oder LTI wird 

klimabezogen sein. Das ESG-Zielportfolio leitet sich aus dem ESG-Strategieplan der ANDRITZ-Gruppe ab und wird 

regelmäßig vom Vorstand und Aufsichtsrat überwacht. 

Umwelt Sozial Governance 

Reduzierung des Wasserverbrauchs Reduzierung des jährlichen Verletzungs-

häufigkeitsrate 

Prozentualer Anteil des Beschäftigungs-

volumens, der von bewerteten Lieferan-

ten abgedeckt wird 

Reduzierung der Treibhausgasemissio-

nen 

Mitarbeiterengagement  

Reduzierung des Abfallvolumens   

 

5. ÜBERBLICK ÜBER DIE VERGÜTUNGSKOMPONENTEN UND DEREN 
JEWEILIGER RELATIVER ANTEIL AN DER GESAMTVERGÜTUNG 

Die Vergütung des Vorstands setzt sich aus fixer Vergütung (Grundgehalt, betriebliche Altersvorsorge und Neben-

leistungen) und variabler Vergütung zusammen. Die variable Vergütung besteht aus kurzfristigen Anreizen (STI) 

und langfristigen Anreizen (LTI), die jeweils auf finanziellen und nicht-finanziellen Kriterien basieren.  

Um sicherzustellen, dass die Vergütungspolitik den Markterwartungen entspricht und sowohl hinsichtlich der Ver-

gütungshöhe als auch der Vergütungsstruktur wettbewerbsfähig ist, wird regelmäßig ein horizontaler Vergütungs-

vergleich durchgeführt. Die Peer-Gruppe besteht aus internationalen Wettbewerbern mit einer ähnlichen Struktur 

und Größe in Bezug auf Umsatz, Marktkapitalisierung und Mitarbeiterzahl. Die Vergleichsunternehmen stammen 

hauptsächlich aus der Heimatregion Europa der ANDRITZ-Gruppe und nur in sehr begrenztem Maße aus den USA. 

Die Peer-Gruppe umfasst die folgenden Unternehmen: Albany International Inc., Danieli Group, Dürr AG, FLSmidth 

& Co. A/S, GEA Group AG, KION Group AG, Metso Corp., MTU Aero Engines AG, Siemens Energy AG, SMS Group 

GmbH, Sulzer AG, Valmet Corporation und Voith GmbH & Co. KGaA. Bei der Festlegung der Vergütung für den 

Vorstand berücksichtigt der Nominierungs- und Vergütungsausschuss auch die Gehaltsvereinbarungen für die Ge-

samtbelegschaft, einschließlich leitender Angestellter, hinsichtlich der Struktur und Höhe der Vergütung. Der Nomi-

nierungs- und Vergütungsausschuss stellt hiermit sicher, dass die Vereinbarungen zur Vergütung des Vorstands im 

gruppenweiten Kontext kohärent und gerechtfertigt sind. 

Eine der zentralen Erkenntnisse des aktuellen Vergütungsvergleichs war, dass die bisherige Gewinnbeteiligung im 

Rahmen der kurzfristigen Anreize zu einer variablen Vergütungsstruktur führte, die zu stark auf den kurzfristigen 

Erfolg ausgerichtet ist. Im Gegensatz dazu lagen sowohl die Zielwerte der langfristigen variablen Vergütung als auch 

die Grundgehälter deutlich unter dem Marktniveau. Bei der Überprüfung der Vergütungspolitik wurde eine Neuge-

wichtung der Vergütungsstruktur angestrebt, um das Übergewicht der kurzfristigen variablen Vergütung sowie die 

unter dem Marktniveau liegenden Grundgehälter anzupassen. Infolgedessen ist die Zielgesamtvergütung (bei Zie-

lerfüllung von 100% in STI und LTI) im Vergleich zur vorherigen Vergütungspolitik auf das mittlere Marktniveau in 

der Vergleichsgruppe gesunken (für den Vorstandsvorsitzenden um 24% von 5,8 Millionen EUR auf 4,4 Millionen 

EUR und für andere Vorstandsmitglieder um ca. 21% von 3,0 Millionen EUR auf 2,4 Millionen EUR). Die Gewichtung 

der Vergütungskomponenten wurde neu ausbalanciert, um – der internationalen Marktpraxis folgend – eine Vergü-

tungsstruktur zu schaffen, die primär auf eine langfristige und nachhaltige Wertschöpfung ausgerichtet ist. Der 

Marktvergleich kann auch auf der Unternehmenswebsite abgerufen werden: www.andritz.com/remuneration-de. 

 
1 Der Aufsichtsrat behält sich das Recht vor, auch ein quantifizierbares ESG-Ziel auszuwählen, das nicht in der Übersicht aufgeführt ist, sofern es die Unterneh-
mensstrategie angemessener unterstützt. In diesem Fall wird die Begründung im nächsten Vergütungsbericht offengelegt. 



 

6/12 

Der Anteil der variablen Vergütung übersteigt den Anteil der fixen Vergütung. In Übereinstimmung mit der internati-

onalen Marktpraxis ist der Ziel-LTI größer als der Ziel-STI. Das neue Vergütungssystem stellt somit sicher, dass die 

Vergütungspolitik einen Anreiz basierend auf dem langfristigen Erfolg des Unternehmens bietet.  

 

5.1. FIXE VERGÜTUNGSKOMPONENTE 

Die fixe Vergütungskomponente setzt sich aus dem Grundgehalt, den Nebenleistungen und einer beitragsorientier-

ten betrieblichen Altersvorsorge auf Rückversicherungsbasis durch eine externe Pensionskasse zusammen. 

5.1.1. Fixes jährliches Grundgehalt 

Das fixe jährliche Grundgehalt (Basisgehalt) soll für hochqualifizierte und bestgeeignete Vorstandsmitglieder attrak-

tiv sein und diese an das Unternehmen binden, um die Unternehmensziele im besten Interesse der Aktionäre, Mit-

arbeiter und der Öffentlichkeit zu erreichen. Die Festlegung des Grundgehalts auf Marktniveau stellt auch sicher, 

dass Vorstandsmitglieder keine unverhältnismäßigen finanziellen Risiken für das Unternehmens eingehen. Bei der 

Festlegung des Grundgehalts wird zwischen dem Vorstandsvorsitzenden und den anderen Vorstandsmitgliedern 

unterschieden. Das Grundgehalt besteht aus einem vertraglich vereinbarten Jahresgehalt, das – wie in Österreich 

üblich – in 14 monatlichen Gehältern ausgezahlt wird. Das Grundgehalt umfasst alle Überstunden sowie die zusätz-

lichen Verantwortlichkeiten der Vorstandsfunktionen in Konzernunternehmen. 

5.1.2. Betriebliche Altersvorsorge 

Die betriebliche Altersvorsorge ist beitragsorientiert, wobei die ANDRITZ-Gruppe Beiträge für die von ihr beschäf-

tigten Vorstandsmitglieder an eine externe Pensionskasse leistet. Die Höhe dieser Zahlungen wird individuell ver-

einbart (unter Einhaltung der Grenze von 4% der gewährten Gesamtzielvergütung), wenn der Vertrag abgeschlos-

sen wird. Frühverrentungsprogramme sind im Allgemeinen nicht vorgesehen. 

Die Altersvorsorgeleistungen ehemaliger Vorstandsmitglieder oder ihrer Hinterbliebenen werden jährlich valorisiert. 

Die Evaluierung basiert auf der Entwicklung der Lebenshaltungskosten (CPI-Anstieg), der Erhöhung des Tarifver-

trags und der wirtschaftlichen Situation des Unternehmens. 
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Abbildung 1 – Gesamtvergütung nach der bisherigen Vergütungspolitik (2023 Werte inkl. Vortrag für STI) und 
nach der vorgeschlagenen Vergütungspolitik (Benefits inklusive Pensionsbeiträgen und Nebenleistungen; exkl. 
Neubestellung). Relativer Anteil an Gesamtvergütung in Klammern. 
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5.1.3. Nebenleistungen 

Directors and Officers-Versicherung (D&O-Versicherung) 

Das Unternehmen schließt eine Directors' and Officers' (D&O)-Haftpflichtversicherung für alle Vorstandsmitglieder 

ab. Die D&O-Versicherung deckt bestimmte persönliche Haftungsrisiken der verantwortlichen Personen der AND-

RITZ-Gruppe ab. 

Sachleistungen 

Darüber hinaus werden eine Unfallversicherung und andere Versicherungen gewährt, die für die Arbeit als Vor-

standsmitglied erforderlich sind, wie z.B. Rechtskosten- oder Auslandsreisekrankenversicherung. Das Unternehmen 

stellt Vorstandsmitgliedern ein Dienstfahrzeug zur Verfügung. Zudem werden angemessene Geschäftsausgaben 

im Zusammenhang mit der Position als Vorstandsmitglied und Reisekosten erstattet. Die Sozialversicherungsbei-

träge werden gemäß der gesetzlichen Vorgaben zwischen den Vorstandsmitgliedern und dem Unternehmen aufge-

teilt und der Arbeitgeber zahlt entweder den gesetzlichen Beitrag an eine betriebliche Pensionskasse oder es wer-

den Abfindungszahlungen gemäß § 23 des österreichischen Angestelltengesetzes gewährt. Weitere Leistungen 

beziehen sich hauptsächlich auf steuerpflichtige Sachbezüge für Dienstfahrzeuge. 

Sonderboni 

Es werden keine Sonderboni wie z.B. für herausragende Leistungen, Nachhaltigkeit, Gesundheit & Sicherheit oder 

zur Bindung gewährt. Antrittsboni werden nur in besonderen Fällen gewährt, um die Möglichkeit zu bieten, die am 

besten geeigneten Kandidaten für die ANDRITZ-Gruppe zu gewinnen. Die Zahlung von Antrittsboni ist auf den 

Betrag der ausstehenden Vergütung begrenzt, die durch den Übergang von der vorherigen Position zur ANDRITZ-

Gruppe verloren geht. Die Zahlung wird den Vergütungsmix des Vorstandsmitglieds widerspiegeln, der in dieser 

Vergütungspolitik definiert ist, und unterliegt einer Haltefrist, die vom Aufsichtsrat individuell festgelegt wird. 

Im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlicher Verletzung seiner wesentlichen Sorgfaltspflichten als Vorstands-

mitglied oder eines grundlegenden Handlungsprinzips, das in einer internen Richtlinie des Unternehmens festgelegt 

ist und ein Risiko für den Geschäftserfolg oder den Ruf des Unternehmens darstellt ("Compliance-Malus"), kann der 

Aufsichtsrat die Antrittsboni teilweise oder vollständig reduzieren (bis auf null). Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat 

im Falle eines Compliance-Malus Antrittsboni zurückhalten oder zurückfordern, die bereits ausgezahlt wurden. 

Wenn angewendet, werden die Gründe und Bedingungen für die Gewährung eines Antrittsbonus im nächsten Ver-

gütungsbericht ausführlich beschrieben. 

Sonstige Vergütungsbestandteile 

Das Unternehmen zahlt Versicherungsprämien für Unfallrisiken wie Tod oder Berufsunfähigkeit und für medizinische 

Ausgaben. Bei Bedarf erhalten Vorstandsmitglieder, die umziehen müssen, zusätzliche vorübergehende Leistungen 

für bis zu zwei Jahre ab der Ernennung zum Vorstandsmitglied, um Aufwendungen für den Betrieb von zwei Haus-

halten zu decken. Für den Vorstandsvorsitzenden werden auch externe Kosten im Zusammenhang mit zivil-, straf- 

oder anderen behördlichen Verfahren erstattet - außer bei grober Pflichtverletzung. 

5.2. VARIABLE VERGÜTUNGSKOMPONENTEN 

Die strategische Zielsetzung der ANDRITZ-Gruppe ist langfristiges, profitables und nachhaltiges Wachstum. Die 

Vergütungspolitik der ANDRITZ-Gruppe unterstützt dies und ist daher in eine kurzfristige und langfristige variable 

Vergütung unterteilt. 

5.2.1. Kurzfristige variable Vergütung (STI) 

Die kurzfristige, variable Vergütung besteht aus finanziellen und nicht-finanziellen Komponenten. Die finanzielle 

Komponente für den Vorstandsvorsitzenden und Finanzvorstand basiert auf dem berichteten Konzernergebnis (mit 

einem Gewicht von 85% des STI). Für Vorstandsmitglieder mit Geschäftsbereichsverantwortung basiert die finanzi-

elle Komponente auf dem berichteten Konzernergebnis der ANDRITZ-Gruppe (mit einem Gewicht von 50%) und 

der EBITA-Marge des Geschäftsbereichs (mit einem Gewicht von 35%). 



 

8/12 

Die nicht-finanzielle Komponente basiert auf quantifizierbaren ESG-Zielen (mit einem Gewicht von 15%). Mindes-

tens eines der ESG-Ziele im STI oder LTI ist ein klimabezogenes Ziel. Die Auswahl der ESG-Ziele wird vom Auf-

sichtsrat zu Beginn des jeweiligen Geschäftsjahres festgelegt. 

Der STI ist wie folgt strukturiert: 

Ziel Beschreibung und Strategiebezug Gewichtung 

Konzernergebnis Konzernergebnis (nach Steuern und Finanzergebnis), wie in Geschäftsbe-

richt berichtet. Ertragszahl, welche die operative und finanzielle Leistung des 

Unternehmens widerspiegeln. 

85% (Vorstandsvorsitzender 

und Finanzvorstand) 

50% (Vorstandsmitglied mit 

Verantwortung für Ge-

schäftsbereich) 

EBITA-Marge 

Geschäftsbereich 

Marge des Ertrags vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen auf immaterielle 

Vermögenswerte des Geschäftsbereichs des Vorstandsmitglieds mit Ge-

schäftsbereichsverantwortung. Gewinnzahl, welche die Leistung des jeweili-

gen Geschäftsbereichs reflektiert. 

0% (Vorstandsvorsitzender 

und Finanzvorstand) 

35% (Vorstandsmitglied mit 

Verantwortung für Ge-

schäftsbereich 

ESG ESG-Ziele, die mit einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung im Einklang 

stehen. ESG-Ziele werden vom Aufsichtsrat zu Beginn jedes Geschäftsjah-

res ausgewählt, wobei der Aufsichtsrat eine Konsistenz der Ziele über die 

Jahre hinweg anstrebt, die Ziele aber zwischen den Geschäftsjahren anpas-

sen kann, um die ausgewählten Ziele mit der Unternehmensstrategie in Ein-

klang zu bringen. 

15% (Alle Vorstandsmitglie-

der) 

   

Die STI-Auszahlung wird berechnet, indem der Zielwert mit dem Gesamtzielerfüllungsgrad der finanziellen und 

nicht-finanziellen Komponenten multipliziert wird. Der Aufsichtsrat legt für jedes Ziel für das jeweilige Geschäftsjahr 

einen Zielwert für eine 100%ige Zielerreichung fest ("Zielwert"), der im Einklang mit den strategischen Zielen der 

ANDRITZ-Gruppe steht und wie sie den Investoren und Stimmrechtsberatern kommuniziert wurden. 

Der Aufsichtsrat stellt sicher, dass die jährlich festgelegten Ziele ambitioniert sind. Der Aufsichtsrat legt auch für 

jedes Ziel einen Schwellenwert und einen Maximalwert fest. Dabei stellt der Aufsichtsrat sicher, dass die Spanne 

zwischen dem Schwellen- und dem Maximalwert im Einklang mit der Marktpraxis steht und zu den jeweiligen Zielen 

passt. 

Der Auszahlungsfaktor wird auf der Grundlage der Zielerreichung berechnet. Wenn der Schwellenwert nicht erreicht 

wird, beträgt der Auszahlungsfaktor 0%. Wenn der Schwellenwert genau erreicht wird, beträgt der 

Auszahlungsfaktor 50%. Wenn der Zielwert erreicht wird, beträgt der Auszahlungsfaktor 100%. Wenn die 

Zielerreichung den Maximalwert erreicht oder überschreitet, beträgt der Auszahlungsfaktor 200%. Die 

Zielerreichung und der Auszahlungsfaktor werden linear zwischen Schwellen- und Zielwert sowie zwischen Ziel- 

und Maximalwert interpoliert. Abbildung 2 zeigt die Beziehung zwischen dem Grad der Zielerreichung und dem 

entsprechenden Auszahlungsfaktor für Ziele im STI. 

Abbildung 2 - Exemplarische Auszahlungskurve im STI 
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Die Auszahlungsbeträge und Zielerreichungen des STI werden im Vergütungsbericht neben den Schwellen-, Ziel- 

und Maximalwerten jedes Ziels ausgewiesen.  

Der Aufsichtsrat ist nur bei außergewöhnlichen Ereignissen oder Entwicklungen, wie z.B. dem Erwerb oder Verkauf 

eines Teils des Unternehmens, berechtigt, die Komponenten und/oder Zielvorgaben vorübergehend in angemesse-

nem Umfang anzupassen. Allgemein ungünstige Marktentwicklungen stellen kein außergewöhnliches Ereignis oder 

eine außergewöhnliche Entwicklung dar. Jede Anpassung der Komponenten und/oder Zielwerte für den STI wird im 

Vergütungsbericht klar und ausführlich erläutert. 

Sofern nicht in Einzelfällen anders vereinbart, wird der STI in 14 (vierzehn) Raten (monatlich und zusätzlich im Juni 

und Dezember im Voraus) im Jahr nach der Hauptversammlung, die über die Gewinnausschüttung für das jeweilige 

Geschäftsjahr beschließt, ausgezahlt. Ein positiver Saldo am Ende des Arbeitsverhältnisses wird vier Wochen nach 

dem wirksamen Ende des Vertrags ausgezahlt. Vorstandsmitgliedern steht keine Zahlung aus dem STI für ein Bo-

nusjahr zu, wenn das Vorstandsmitglied ohne Rechtfertigung vorzeitig aus dem Arbeitsvertrag ausscheidet oder 

wenn der Arbeitsvertrag vorzeitig durch das Unternehmen gemäß § 75 Abs. 4 des österreichischen Aktiengesetzes 

oder aufgrund des Vorliegens eines anderen wichtigen Grundes, wie z. B. einem im Sinne des § 27 des österreichi-

schen Angestelltengesetzes, beendet wird. 

Wenn die Bestellung und/oder der Arbeitsvertrag des Vorstandsmitglieds vor Ablauf des Bonusjahres endet, ohne 

dass einer der oben genannten Fälle eintritt, bleibt der STI bestehen, wird jedoch pro rata temporis reduziert (d. h. 

im Verhältnis zur Dauer der Bestellung oder des Arbeitsvertrags in einem Bonusjahr zum gesamten Bonusjahr). 

Dies gilt auch im Falle des Todes des Vorstandsmitglieds; die jeweiligen Bestimmungen zur Vergütung im Falle von 

Krankheit, Invalidität und Tod im Arbeitsvertrag bleiben unberührt. 

Gemäß Regel 27 des ÖCGK ist das Unternehmen berechtigt, die Zahlungsbeträge aus der variablen Vergütung 

nach eigenem Ermessen zurückzuhalten und zurückzufordern, wenn die geprüften konsolidierten Jahresabschlüsse 

und/oder die Grundlage zur Bestimmung anderer Ziele, die der Berechnung der variablen Vergütung zugrunde lie-

gen, aufgrund objektiver Fehler nachträglich korrigiert werden müssen und der Fehler zu einer falschen Berechnung 

der variablen Vergütung geführt hat. Der Anspruch auf Rückerstattung besteht in dem Umfang, in dem die tatsäch-

lich vom Unternehmen ausgezahlten Beträge von den Beträgen abweichen, die gemäß den Vorschriften zur vari-

ablen Vergütung auf der Grundlage der korrigierten Berechnungsgrundlagen hätten ausgezahlt werden sollen. 

Im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlicher Verletzung durch ein Vorstandsmitglied einer seiner wesentlichen 

Sorgfaltspflichten oder eines grundlegenden Handlungsprinzips, das in einer internen Richtlinie des Unternehmens 

festgelegt ist und ein Risiko für den Geschäftserfolg oder den Ruf des Unternehmens darstellt ("Compliance-Malus"), 

kann der Aufsichtsrat die variablen Vergütungskomponenten teilweise oder vollständig (bis auf null) reduzieren. 

Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat im Falle eines Compliance-Malus bereits ausgezahlte variable Vergütungs-

komponenten zurückhalten oder zurückfordern. 

Wenn die Korrektur der Berechnungsgrundlagen für die variable Vergütung oder der Compliance-Malus mehrere 

bereits gezahlte variable Vergütungskomponenten betrifft, können die Zahlungsbeträge für alle variablen Vergü-

tungskomponenten zurückgefordert werden. Der Anspruch auf Rückerstattung besteht bis zu drei Jahre nach der 

Zahlung der jeweiligen betroffenen variablen Vergütungskomponente. 

5.2.2. Langfristige variable Vergütung (LTI) 

Regel 28 des ÖCGK empfiehlt, dass der LTI an vordefinierte, messbare, langfristige und nachhaltige Kriterien ge-

knüpft sein sollte. Daher basiert die langfristige Vergütungskomponente auf einer leistungsabhängigen Gewährung 

von Aktien der ANDRITZ-Gruppe (Performance Share Units - PSUs). Ziel des PSU-Plans ist es, die Höhe der vari-

ablen Vergütung direkt an die langfristige betriebliche Leistung sowie die Kursentwicklung der Aktien des Unterneh-

mens zu binden. 

Eine neue PSU-Tranche (d. h. das PSU-Programm, das für das jeweilige Jahr gewährt wird) wird jährlich gewährt, 

wobei unabhängige Ziele innerhalb eines dreijährigen Leistungszeitraums erreicht werden müssen. Zu Beginn des 

dreijährigen Leistungszeitraums wird eine bedingte Anzahl virtueller Aktien gewährt. Die gewährten virtuellen Aktien 

sind nicht übertragbar und stellen keine Übertragung von realen Aktien dar. Die Anzahl der virtuellen Aktien wird 

berechnet, indem der Wert der LTI-Zielvergütung durch den durchschnittlichen Aktienkurs der letzten 60 Handels-

tage vor Beginn des Leistungszeitraums geteilt wird. 



 

10/12 

Die endgültige Anzahl virtueller Aktien wird durch das Erreichen der folgenden Ziele bestimmt: die relative Aktien-

rendite (Total Shareholder Return – TSR) gegenüber dem Peer-Group-Index (STOXX® Europe 600 Industrial 

Goods & Services) (mit einem Gewicht von 40%), berichteter Ertrag vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen (E-

BITA) (mit einem Gewicht von 50%) und quantifizierbare ESG-Ziele (mit einem Gewicht von 10%). Mindestens eines 

der ESG-Ziele im STI oder LTI ist ein klimabezogenes Ziel. 

Der LTI ist wie folgt strukturiert: 

Ziel Variable Vergütungskomponente Gewichtung 

Relative TSR TSR entspricht der Kursentwicklung zuzüglich der während des Leistungszeitraums ausge-

schütteten, reinvestierten Dividenden. Bei der Berechnung des "relativen" TSR wird die Kurs-

entwicklung der ANDRITZ-Gruppe mit der Performance des STOXX® Europe 600 Industrial 

Goods & Services Index über den 3-jährigen Leistungszeitraum verglichen. Eine gemeinsame 

Leistungskennzahl, die einen direkten Vergleich mit anderen Unternehmen in der Peer-Gruppe 

ermöglicht. 

40% 

EBITA 

 

Gruppenweites Ergebnis vor Zinsen, Steuern und Abschreibungen auf immaterielle Vermö-

genswerte, wie berichtet. Gewinnzahl, welche die Leistung des Unternehmens reflektiert. 

50% 

ESG  ESG-Ziele, die mit einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung im Einklang stehen. ESG-

Ziele werden vom Aufsichtsrat zu Beginn jedes Geschäftsjahres ausgewählt, wobei der Auf-

sichtsrat eine Konsistenz der Ziele über die Jahre hinweg anstrebt, die Ziele aber zwischen den 

Geschäftsjahren anpassen kann, um die ausgewählten Ziele mit der Unternehmensstrategie in 

Einklang zu bringen. 

10% 

   

Der Aufsichtsrat legt für jedes Ziel einer jährlichen Tranche für den Leistungszeitraum von drei Jahren einen Zielwert 

von 100 % Zielerreichung fest ("Zielwert"), der im Einklang mit den strategischen Zielen der ANDRITZ-Gruppe steht, 

wie sie den Investoren und Proxy-Beratern kommuniziert wurden. Der Aufsichtsrat stellt sicher, dass die für jede 

dreijährige Tranche festgelegten Ziele ambitioniert sind. Der Aufsichtsrat definiert für jedes Ziel einen Schwellenwert 

und einen Maximalwert. Dabei stellt der Aufsichtsrat sicher, dass ein marktgerechter Bereich zwischen den Schwel-

len- und Maximalwerten festgelegt wird, der den jeweiligen Zielen entspricht. 

Basierend auf dem Grad der Zielerreichung wird für jedes Ziel ein Zuteilungsfaktor der Aktien berechnet: 

• Wenn der Schwellenwert nicht erreicht wird, beträgt der Zuteilungsfaktor für die Aktien 0%. 

• Wenn der Schwellenwert genau erreicht wird, beträgt der Zuteilungsfaktor für die Aktien 50%. 

• Wenn der Zielwert erreicht wird, beträgt der Zuteilungsfaktor für die Aktien 100%. 

• Bei einer Zielerreichung am oder über dem Maximalwert beträgt der Zuteilungsfaktor für die Aktien 150%. 

Zwischen Schwellen- und Zielwert sowie zwischen Ziel- und Maximalwert werden Zielerreichung und Zuteilungsfak-

tor linear interpoliert. 

Die spezifischen Auszahlungsbeträge des LTI werden anschließend im Vergütungsbericht neben den Schwellen-, 

Ziel- und Maximalwerten jedes Ziels ausgewiesen. Die jeweiligen Zielerreichungswerte werden im Vergütungsbe-

richt offengelegt und erläutert. 

Relative TSR Peer-Gruppe 

Der relative TSR wird gemessen, indem der TSR der ANDRITZ-Gruppe mit dem STOXX® Europe 600 Industrial 

Goods & Services Index über den Leistungszeitraum verglichen wird. Der Aufsichtsrat kann die Peer-Gruppe für 

zukünftige Leistungszeiträume vor Beginn eines Geschäftsjahres anpassen, wenn die Unternehmen des STOXX® 

Europe 600 Industrial Goods & Services Index nicht mehr für den Vergleich geeignet sind. 

Der TSR wird als prozentuale Veränderung des Aktienkurses während des Leistungszeitraums definiert, unter Be-

rücksichtigung nominell reinvestierter Dividenden und aller Kapitalmaßnahmen. Zur Glättung wird der durchschnitt-

liche Schlusskurs in dem Zeitraum von 60 Handelstagen vor Beginn des Leistungszeitraums und 60 Handelstagen 

vor Ende des Leistungszeitraums als relevanter Börsenkurs verwendet. 

Im Einklang mit der Marktpraxis wird die Zielerreichung der TSR-Performance der ANDRITZ-Gruppe mit der Rang-

folgenmethode bestimmt. Dabei wird der TSR für die ANDRITZ-Gruppe und für alle Unternehmen des STOXX® 

Europe 600 Industrial Goods & Services-Index berechnet, die zu Beginn des Leistungszeitraums Teil des Index 
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sind. Der berechnete TSR für die ANDRITZ-Gruppe und den Unternehmen der Peer-Gruppe wird dann nach Größe 

aufsteigend geordnet, was zu einem Perzentil-Rang führt, der angibt, wo sich der TSR der ANDRITZ-Gruppe relativ 

zu den Indexunternehmen befindet. Der Zuteilungsfaktor wird wie folgt berechnet: 

• Der Zuteilungsfaktor beträgt 0%, wenn der relative TSR der ANDRITZ-Gruppe unter dem 35. Perzentil 

liegt. 

• Der Zuteilungsfaktor beträgt 50%, wenn der relative TSR am 35. Perzentil liegt. 

• Der Zuteilungsfaktor beträgt 100%, wenn der relative TSR am 55. Perzentil liegt. 

• Der Zuteilungsfaktor beträgt 150%, wenn der relative TSR am 75. Perzentil liegt. 

• Ein relativer TSR über dem 75. Perzentil führt nicht zu einer Erhöhung der Zuteilung der gewährten Aktien. 

• Es besteht wie oben beschrieben eine lineare Beziehung zwischen den Zuteilungsfaktoren und Perzentil-

werten. 

Die ANDRITZ-Gruppe legt Wert auf die Outperformance des Index und stimmt daher die Anreize des Vorstands eng 

mit den Interessen der Aktionäre der ANDRITZ-Gruppe ab, indem sie den Zuteilungsfaktor für 100 % für den relati-

ven TSR am 55. Perzentil, die Schwelle am 35. Perzentil und das Maximum am 75. Perzentil festlegt. Dieses Am-

bitionsniveau, d.h. die Festlegung des Zuteilungsfaktors von 100 % am 55. Perzentil, liegt über der typischen Markt-

praxis der Peer-Gruppe.  

Der Auszahlungsbetrag entspricht der endgültigen Anzahl virtueller Aktien multipliziert mit dem durchschnittlichen 

Schlusskurs der 60 Handelstage vor dem Ende des Leistungszeitraums. Der Auszahlungsbetrag ist auf maximal 

150% der bedingt gewährten virtuellen Aktien und 200% des Zielwerts begrenzt. Sollte der Auszahlungsbetrag 

200% des Zielwerts überschreiten, wird die Anzahl der gewährten Aktien entsprechend reduziert. Das Unternehmen 

wird den Auszahlungsbetrag aus dem LTI in Aktien und teilweise in Bar erfüllen, um persönliche Steuerzahlungen 

zu begleichen. Der Mechanismus ist in Abbildung 3 dargestellt:  

Der Aufsichtsrat ist nur berechtigt, die Komponenten und/oder Zielwerte vorübergehend in angemessenem Umfang 

anzupassen, wenn außergewöhnliche Ereignisse oder Entwicklungen vorliegen, z.B. der Erwerb oder Verkauf eines 

Teils des Unternehmens. Allgemein ungünstige Marktentwicklungen stellen kein außergewöhnliches Ereignis oder 

keine außergewöhnliche Entwicklung dar. Jede Anpassung der Leistungsindikatoren und/oder Zielwerte für den LTI 

wird im Vergütungsbericht klar und ausführlich erläutert. 

Der LTI wird in einer Rate im Monat nach der Hauptversammlung ausgezahlt, die über die Gewinnausschüttung für 

das jeweilige Geschäftsjahr beschließt. 

Vorstandsmitglieder haben keinen Anspruch auf Zahlungen aus dem LTI, wenn das Vorstandsmitglied vorzeitig und 

ohne Rechtfertigung aus dem Arbeitsvertrag ausscheidet oder wenn der Arbeitsvertrag vorzeitig durch das Unter-

nehmen gemäß § 75 Abs. 4 des österreichischen Aktiengesetzes oder aufgrund eines anderen wichtigen Grundes, 

wie z.B. im Sinne von § 27 des österreichischen Angestelltengesetzes, beendet wird. 

Wenn die Bestellung und/oder der Arbeitsvertrag des Vorstandsmitglieds endet, bevor der LTI ausgezahlt wird, ohne 

dass einer der oben genannten Fälle eintritt, bleibt der LTI-Anspruch bis zum ursprünglichen Auszahlungszeitpunkt 

bestehen, wird jedoch pro rata temporis reduziert (d. h. im Verhältnis zur Dauer der Bestellung oder des Arbeitsver-

trags in einem Gewährungsjahr zum gesamten Gewährungsjahr). Dies gilt auch im Falle des Todes des Vorstands-

mitglieds; die jeweiligen Bestimmungen zur Vergütung im Falle von Krankheit, Invalidität und Tod im Arbeitsvertrag 

bleiben unberührt. 

Wenn der Arbeitsvertrag einvernehmlich beendet wird, bestimmen die Bedingungen des Beendigungsvertrags die 

Auswirkungen auf den LTI. 

Auszahlung in Bar und Aktien
LTI-Zielvergütung

(% des Grundgehalts ) 

in EUR

  Aktienpreis (Durchschnitt über

60 Handelstage)

Anzahl bedingt gewährter virtueller

Aktien

/

 
ESG-Ziel(e)

0  150% Anzahl der bedingt gewährten Aktien

10%

TSR vs. STOXX Europe Industrial Goods

EBITA

40%
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Langfristige variable Vergütungskomponente

Abbildung 3 – Langfristige variable Vergütungskomponente (LTI) 
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Gemäß Regel 27 des ÖCGK ist das Unternehmen berechtigt, die Zahlungsbeträge aus dem LTI nach eigenem 

Ermessen zurückzuhalten und zurückzufordern, wenn die geprüften konsolidierten Jahresabschlüsse und/oder die 

Grundlage für die Bestimmung anderer Ziele, die der Berechnung des LTI zugrunde liegen, aufgrund objektiver 

Fehler nachträglich korrigiert werden müssen und der Fehler zu einer fehlerhaften Berechnung des LTI geführt hat. 

Der Anspruch auf die Erstattung besteht in dem Umfang des Unterschieds zwischen den tatsächlich vom Unterneh-

men ausgezahlten Beträgen und den Beträgen, die gemäß den Bestimmungen des LTI auf der Grundlage der kor-

rigierten Berechnungsgrundlagen hätten ausgezahlt werden sollen. 

Im Falle grober Fahrlässigkeit oder vorsätzlicher Verletzung durch ein Vorstandsmitglied einer seiner wesentlichen 

Sorgfaltspflichten oder eines grundlegenden Handlungsprinzips, das in einer internen Richtlinie des Unternehmens 

festgelegt ist und ein Risiko für den Geschäftserfolg oder den Ruf des Unternehmens darstellt ("Compliance-Malus"), 

kann der Aufsichtsrat die LTI-Komponenten teilweise oder vollständig (bis auf null) reduzieren. Darüber hinaus kann 

der Aufsichtsrat im Falle eines Compliance-Malus bereits ausgezahlte LTI-Komponenten zurückhalten oder zurück-

fordern. 

Wenn die Korrektur der Berechnungsgrundlagen für den LTI oder des Compliance-Malus mehrere gezahlte variable 

Vergütungskomponenten betrifft, können die Zahlungsbeträge für alle LTI-Komponenten zurückgefordert werden. 

Der Anspruch auf Rückerstattung besteht bis zu drei Jahre nach der Zahlung der jeweiligen betroffenen LTI-Kom-

ponente. 

5.3.  AKTIENHALTEVERPFLICHTUNG (SHARE OWNERSHIP GUIDELINE) 

Gemäß Marktpraxis werden Aktienhalteverpflichtungen festgelegt, die für den Vorstandsvorsitzenden eine Verpflich-

tung von 150% des Grundgehalts vorsehen. Für andere Vorstandsmitglieder beträgt die Verpflichtung 100% des 

Grundgehalts. Vorstandsmitglieder haben eine Frist von 4 Jahren (Aufbauphase) ab dem Beginn dieser Richtlinie 

oder, für neue Vorstandsmitglieder ab ihrer Bestellung, um die Verpflichtungen zu erfüllen und die Aktien müssen 

mindestens noch ein Jahr nach Ende des Beschäftigungszeitraums gehalten werden. Ein STI, der im folgenden 

Jahr ausgezahlt wird, kann ebenfalls für den Erwerb von Aktien verwendet werden. Wenn die Anforderung nicht 

erfüllt wird, kann die langfristige variable Vergütung (LTI) reduziert werden. 

Wenn die Bestellung und/oder der Arbeitsvertrag des Vorstandsmitglieds vor Ablauf der Aufbauphase endet, bleibt 

die Aktienhalteverpflichtung bestehen, die Menge der Aktien, die mindestens ein Jahr nach Ende des Beschäfti-

gungszeitraums gehalten werden müssen, wird jedoch pro rata temporis reduziert (d. h. im Verhältnis zur Dauer der 

Bestellung oder des Arbeitsvertrags in der Aufbauphase zur gesamten Aufbauphase). Wenn die Anforderung nicht 

erfüllt wird, kann die langfristige variable Vergütung (LTI) reduziert werden. 

6. KÜNDIGUNG EINES VORSTANDSMANDATES 

Die Arbeitsverträge der Vorstandsmitglieder werden auf bestimmte Zeit abgeschlossen. Für Vorstandsmitglieder in 

ihrer ersten Amtszeit beträgt die Dauer drei Jahre. Für Vorstandsmitglieder, deren Vertrag verlängert wird, beträgt 

die Amtszeit in der Regel 5 Jahre. Die jeweilige Beschäftigungsdauer der aktuellen Vorstandsmitglieder wird im 

Corporate-Governance-Bericht sowie im Vergütungsbericht der ANDRITZ-Gruppe veröffentlicht. Die Arbeitsver-

träge können nur aus wichtigem Grund gemäß § 75 Absatz 4 des österreichischen Aktiengesetzes oder aufgrund 

des Vorliegens eines anderen wichtigen Grundes, z. B. im Sinne von § 27 des Angestelltengesetzes (AngG) (Kün-

digungsgründe nach Arbeitsrecht) sowie bei grobem Fehlverhalten, fristlos gekündigt werden. Bei dauerhafter Ar-

beitsunfähigkeit oder nach mehr als sechs Monaten Krankheit kann das Arbeitsverhältnis mit einer dreimonatigen 

Kündigungsfrist zum Monatsende beendet werden. In diesem Fall besteht der Anspruch auf das Festgehalt und 

50% der variablen Vergütung für den Rest der Vertragslaufzeit, jedoch maximal für 18 Monate. Dies gilt auch im 

Falle einer vorzeitigen Beendigung der Vorstandsbestellung ohne wichtigen Grund. Bei einer einvernehmlichen Be-

endigung des Arbeitsvertrags gelten die Bedingungen der Beendigungsvereinbarung. Die Arbeitsverträge enthalten 

eine strenge Wettbewerbsklausel. Wenn die Einhaltung dieser Klausel nicht aufgehoben wird, muss eine Vergütung 

in Höhe des Festgehalts gezahlt werden. 
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